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Vorwort 
 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 
es ist immer schön, wenn sich Engagement und Expertise auszahlen. In der Arbeit des AGV Banken war das 
im zurückliegenden Jahr gleich mehrfach der Fall: In unruhigen Zeiten ist es dem Verband gelungen, tarifpo-
litische Erfolge zu erzielen und die arbeits- und sozialpolitischen Positionen des privaten Bankgewerbes 
nachhaltig zu vertreten. 
 

Besonders hervorzuheben ist der Abschluss unseres Zukunftspakets im November 2023. Zwei neue Tarif-
verträge für Nachwuchskräfte und zur betrieblichen Altersversorgung nach dem Sozialpartnermodell Be-
triebsrente, dazu zwei moderne Neuregelungen im Manteltarifvertrag – für uns ist das ein Meilenstein in der 
Fortentwicklung der Verbandstarifverträge. Arbeitgeber und Gewerkschaften unterstreichen damit ihren 
Handlungswillen, wenn es darum geht, die Arbeit im privaten Bankgewerbe zeitgemäß und attraktiv zu gestal-
ten. Dafür haben sich Dutzende Verhandlungsrunden in den vergangenen dreieinhalb Jahren gelohnt. 
 

Ein dickes Brett bohrt der Verband auch in der Arbeits- und Sozialpolitik. Die Annäherung an die Frage, wie 
sich neue mobile und hybride Arbeitsformen gut und gesundheitsgerecht gestalten lassen und welche Re-
gulierung wir dafür auf welcher Ebene brauchen, ist kein Sprint, sondern ein Marathon. Da helfen valide em-
pirische Erkenntnisse, wie sie der AGV Banken im Frühjahr 2023 in seiner umfassenden Studie zum „wirklich 
neuen Normal“ ein Jahr nach Pandemie-Ende vorgelegt hat – als erster Verband, der über Daten zu den 
(überwiegend positiven) Auswirkungen hybrider Arbeitsformen verfügte. 
 

Diese Expertise hat der Verband zum einen auf nationaler Ebene in die „Politikwerkstatt Mobile Arbeit“ des 
Bundesarbeitsministeriums eingebracht – und dabei offene Ohren in der Bundesregierung und bei den be-
teiligten Expertinnen und Experten von Sozialpartnern und Wissenschaft gefunden. Zum anderen hat der 
AGV Banken seine Erkenntnisse auch auf europäischer Ebene für den Verhandlungsprozess der Sozialpart-
ner zur Regulierung von Telearbeit (inklusive Mobilarbeit) zur Verfügung gestellt. 
 

Noch ganz am Anfang stehen die Banken-Sozialpartner bei der Bewertung, wie sich künstliche Intelligenz 
auf die Arbeit in unserer Branche auswirkt und welchen Rahmen wir dafür brauchen. Aber auch hier ist der 
Startschuss für den Marathon bereits gefallen: Auf dem „Forum Finanzdienstleister“ Ende November 2023 
haben sich Arbeitgeber und Gewerkschaften der Finanzwirtschaft gemeinsam mit dem Thema befasst, und 
auf europäischer Ebene läuft ein Sozialpartner-Projekt zu diesem Thema und wird bis Frühjahr 2024 erste 
belastbare Ergebnisse liefern. 
 

Abgerundet wird das erfolgreiche Jahr 2022/2023 durch die gelungene Einführung der neuen Ausbildungsord-
nung für Bankkaufleute, hochrangige öffentliche Auftritte des Verbands zu moderner Arbeitsgestaltung und 
viele positive Rückmeldungen unserer Mitglieder zur arbeits- und sozialrechtlichen Beratung des Verbands. 
 

Wir sehen den Verband gut aufgestellt für die kommenden Aufgaben, allen voran die anstehende Tarifrunde 
2024, die im Frühsommer beginnt – in einem hoch komplexen Umfeld, in dem wieder zwei Dinge besonders 
gefragt sein werden: Engagement und Expertise. 
 
Berlin, Dezember 2023 
 
 
 

  Dr. Thomas A. Lange   Carsten Rogge-Strang 
Vorsitzender    Hauptgeschäftsführer 
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Abschluss Zukunftspaket 
 
 
 
Im November 2023 haben sich die Tarifparteien im privaten Bankgewerbe auf 
zwei bedeutende Tarifverträge sowie weitere Regelungen zur Modernisierung 
der Verbandstarifverträge geeinigt. Nach über dreieinhalb Jahren haben der 
AGV Banken und die Gewerkschaften Verdi und DBV ihre Verhandlungen über 
einen eigenständigen Nachwuchskräfte-Tarifvertrag und einen Tarifvertrag zur 
betrieblichen Altersversorgung nach dem Sozialpartnermodell Betriebsrente er-
folgreich abgeschlossen. Darüber hinaus haben sich die Sozialpartner darauf 
verständigt, tarifliche Arbeitsfreistellungen auch auf nichteheliche Lebensge-
meinschaften zu erstrecken und Entgeltumwandlung auch für das Leasing 
zum Zwecke nachhaltiger Mobilität (z.B. für E-Bikes) zu ermöglichen. 
 
 
 

Verhandlungsverlauf 
 
 

Intensive Verhandlungen von Frühjahr bis Herbst 2023 
Im Zuge des Tarifabschlusses im April 2022 hatten sich die Tarifparteien im privaten Bankgewerbe ange-
sichts des schwierigen Umfelds im Wesentlichen auf den Gehaltsabschluss konzentriert und weitere materi-
elle Regelungen zunächst ausgeklammert, obwohl die Verhandlungen zu zwei neuen Tarifverträgen für 
Nachwuchskräfte und zur betrieblichen Altersversorgung schon damals weit gediehen waren. AGV Banken 
und Gewerkschaften hatten sich jedoch darauf verständigt, die Gespräche zu diesen wichtigen Tarifwerken 
wieder aufzunehmen mit dem Ziel, darüber möglichst vor Beginn der Tarifrunde 2024 eine Einigung zu er-
zielen. 
 
Nach Vorgesprächen zu Jahresbeginn 2023 trafen sich die Tarifparteien am 23./24. April in Eppstein (Tau-
nus), um die Verhandlungen zu den beiden Tarifverträgen fortzusetzen. Auch wenn noch keine vollständige 
Einigung erzielt wurde, verständigten sich Arbeitgeber und Gewerkschaften auf weitere Verhandlungen. 
Diese fanden zunächst am 13./14. Juli in einem offiziellen Verhandlungstermin statt, in informellen weiteren 
Gesprächsrunden ließen sich in den folgenden Wochen letzte Details klären. 
 
Am 23. November 2023 gaben die Tarifparteien schließlich die Einigung auf ein umfangreiches Tarifpaket 
mit zwei neuen Tarifverträgen (Nachwuchskräfte, betriebliche Altersversorgung) und Anpassungen im Man-
teltarifvertrag bekannt. Für alle neuen Regelungen wurde vereinbart, dass sie zum 1. Dezember 2023 in 
Kraft treten. 
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Nachwuchskräfte-TV 
 
 

Der neue Nachwuchskräfte-Tarifvertrag bündelt alle bislang im Manteltarifvertrag (MTV) und im Gehaltstarif-
vertrag enthaltenen Regelungen für Nachwuchskräfte, übernimmt weitere wesentliche MTV-Regelungen und 
ergänzt sie um folgende neue Elemente: 
 
 Einbeziehung dual Studierende: Der Tarifvertrag gilt nicht nur für Auszubildende, sondern erstmals für 

alle Nachwuchskräfte inklusive dual Studierender. 
 
 Einheitliche Vergütung, zusätzliche Vergütungsstufe für dual Studierende: Für alle Nachwuchskräfte 

gilt eine einheitliche Vergütung in der Höhe, wie sie im jüngsten Tarifabschluss festgelegt wurde (monat-
lich 1.150/1.220/1.300 Euro im 1./2./3. Ausbildungsjahr). Dual Studierende erhalten im letzten Studien-
jahr eine monatliche Vergütung von 1.390 Euro. Damit liegen die privaten Banken in der Spitzengruppe 
der deutschen Wirtschaft. 

 
 Lernmittelzuschuss: Alle Nachwuchskräfte erhalten für ihre Ausbildung jährliche Lernmittelzuschüsse. 

Diese betragen zu Ausbildungsbeginn 300 Euro, zwölf Monate später 200 Euro und weitere zwölf Mo-
nate später 150 Euro; bei einer dreijährigen Ausbildung summieren sich die Zuschüsse damit auf 650 
Euro. Auf die Lernmittelzuschüsse werden vergleichbare betriebliche Leistungen angerechnet. 

 
 Erweiterte Übernahmeregelung: Nachwuchskräfte werden unter bestimmten Bedingungen unbefris-

tet übernommen. Zunächst werden sie nach bestandener Abschlussprüfung bei betrieblichem Bedarf 
mindestens befristet für 12 Monate übernommen, sofern nicht personen-, verhaltens-, betriebsbe-
dingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran werden sie bei entsprechender 
Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen, sofern im Betrieb ein entsprechender 
Arbeitsplatz zur Besetzung in diesem Zeitpunkt ausgeschrieben ist, der eine ausbildungsadäquate Be-
schäftigung auf Dauer ermöglicht. Die Regelung gilt für Nachwuchskräfte, die sich derzeit in Ausbil-
dung/dualem Studium befinden oder deren Ausbildungs-/Studienverhältnisse bis 2025 beginnen. Da-
mit erweitern die Sozialpartner im privaten Banken ihre 2019 vereinbarte Übernahmeregelung und 
schaffen für alle Nachwuchskräfte klare Beschäftigungsperspektiven im Anschluss an die Ausbildung. 

 
 Recht auf Teilzeit-Ausbildung: Auszubildende können ihre Ausbildung künftig unter bestimmten Be-

dingungen auch in Teilzeit absolvieren, etwa bei Betreuungsverpflichtungen oder einer Schwerbehin-
derung. 

 
 Freistellung dual Studierender für Bachelorarbeit: Analog zum bereits bestehenden Freistellungsan-

spruch für Auszubildende von 3 Tagen zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung erhalten dual Stu-
dierende Anspruch auf bezahlte Freistellung von 3 Arbeitstagen zur Fertigstellung ihrer Bachelorar-
beit. 

 
 Anerkennung von Wartezeiten beim Krankengeldzuschuss: Zeiten der dualen Berufsausbildung beim 

selben Arbeitgeber gelten bei einer späteren Beschäftigung im privaten Bankgewerbe als Wartezeit 
bei der Gewährung des Krankengeldzuschusses. 

 
 Erstreckung von § 78a BetrVG auch auf dual Studierende: Der besondere Schutz des § 78a BetrVG 

(Weiterbeschäftigungsregelung) für Mitglieder in Jugend- und Auszubildendenvertretungen gilt künf-
tig nicht nur für Auszubildende, sondern auch für dual Studierende. 

 
 Erklärung zur Nachhaltigkeit: Die Tarifvertragsparteien werden sich gemeinsam dafür einsetzen, 

dass die neue Standard-Berufsbildposition „Umweltschutz und Nachhaltigkeit“ in die Ausbildungsord-
nung für Bankkaufleute übernommen wird und dass Nachwuchskräften in der betrieblichen Praxis – 
etwa durch Projektarbeit – Nachhaltigkeitsthemen vermittelt werden. 
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TV Altersversorgung 
 
 

Der neue TV Altersversorgung (Tarifvertrag über die Möglichkeit zur Erteilung einer reinen Beitragszusage 
nach § 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG) erweitert die bereits überdurchschnittlich guten Möglichkeiten der betrieb-
lichen Altersversorgung im privaten Bankgewerbe um eine zusätzliche Option. Damit können Unternehmen 
ihren Beschäftigten eine renditestarke Altersversorgung anbieten, ohne das Risiko einer Arbeitgeberhaftung 
in der Zukunft übernehmen zu müssen. Dieses neue Modell kann nur durch Tarifvertrag vereinbart werden 
und setzt zusätzlich voraus, dass sich die Sozialpartner an der Steuerung des Modells beteiligen. Die Eck-
punkte im Einzelnen: 
 
 Optionsmodell: Die Entscheidung darüber, ob das neue Modell eingeführt wird, liegt bei den Unterneh-

men. Die Einführung erfolgt in Unternehmen mit Betriebsrat vorrangig in einer Betriebsvereinbarung, in 
der bestimmte Einzelheiten (etwa zum anspruchsberechtigten Personenkreis, zum Beitragsanteil der Ar-
beitnehmer und zu möglichen Finanzierungsformen) geregelt werden; der Beitragsanteil des Arbeitgebers 
ist bereits abschließend im Tarifvertrag geregelt. Die Tarifparteien haben sich auf eine Muster-Betriebs-
vereinbarung verständigt, die Anlage zum Tarifvertrag ist. 
 

 Keine Arbeitgeberhaftung, höhere Renditechancen: Die reine Beitragszusage verpflichtet den Arbeitge-
ber zur Abführung der Beiträge an die Versorgungseinrichtung und zur Weitergabe eingesparter Sozialver-
sicherungsbeiträge. Darüber hinaus treffen den Arbeitgeber keine weiteren Pflichten; insbesondere steht 
er weder für Versorgungsleistungen in bestimmter Höhe ein, noch trifft ihn nach Eintritt des Versorgungs-
falles eine Pflicht zur Prüfung oder Anpassung der Versorgungsleistungen. Im Gegenzug für diesen Garan-
tieverzicht ermöglicht die reine Beitragszusage eine chancenorientiertere Kapitalanlage und damit höhere 
Rentenleistungen. Zur Absicherung dieser Finanzierungsform ist im Tarifvertrag zusätzlich ein Sicherungs-
beitrag vereinbart. 
 

 BVV als exklusiver Partner: Als Versorgungseinrichtung haben sich die Tarifvertragsparteien auf die BVV 
Pensionsfonds des Bankgewerbes AG verständigt, einen der Versorgungsträger im BVV-Verbund. Der 
dazu zählende BVV Versicherungsverein des Bankgewerbes a.G. ist gemessen am verwalteten Vermö-
gen Deutschlands größte Pensionskasse und seit 1909 das Branchenversorgungswerk für Banken und 
Finanzdienstleister. Der Aufsichtsrat des BVV Pensionsfonds ist mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
tretern besetzt und verfügt damit selbst über bewährte sozialpartnerschaftliche Strukturen, wie sie 
auch in der Steuerung des neuen Modells gefragt sind. 

 
 Durchführung und Steuerung durch die Sozialpartner: Die Sozialpartner sind über einen paritätisch be-

setzten Beirat an der Durchführung und Steuerung der reinen Beitragszusage beteiligt. 

 
 Zwei Produktvarianten: Der BVV Pensionsfonds bietet für die reine Beitragszusage zwei Finanzierungs-

formen an, eine chancen- und eine sicherheitsorientierte Variante. Die chancenorientierte Variante ermög-
licht eine höhere Kapitalanlagerendite als die sicherheitsorientierte Variante. In beiden Produktvarianten 
werden sämtliche Ergebnisse der Kapitalanlage an die Versorgungsberechtigten ausgezahlt; das ermög-
licht überdurchschnittlich hohe Rentenleistungen. 

 
 Geltung für Unternehmen mit und ohne Tarifbindung: Der Tarifvertrag ermöglicht Unternehmen mit und 

ohne Tarifbindung die Durchführung einer reinen Beitragszusage. Um auch Belegschaften nicht tarifgebun-
dener Unternehmen im privaten Bankgewerbe eine Altersversorgung nach dem Sozialpartnermodell anbieten 
zu können, gelten für diese Unternehmen abweichende Arbeitgeber-Beitragssätze. Auch Unternehmen au-
ßerhalb des privaten Bankgewerbes, die an einen anderen bundesweit geltenden Verbandstarifvertrag ge-
bunden sind, können das Sozialpartnermodell nutzen, sofern die in ihrem Bereich tarifvertragschließenden 
Gewerkschaften der Anwendung des Tarifvertrags zustimmen; für diese Unternehmen gelten die Beitragss-
ätze für tarifgebundene Unternehmen. 

 
 Hybride Gestaltung des Arbeitgeberbeitrags mit stufenweisem Anstieg: Die Arbeitgeber leisten in das 

neue System langfristig Beitragssätze oberhalb des heutigen Mindestbeitrags-Niveaus im BVV Versi-
cherungsverein. Um Unternehmen in der Einführungsphase des neuen Modells nicht zu überfordern, 
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steigt der Arbeitgeber-Beitragsanteil deshalb schrittweise in zwei Stufen: In den ersten beiden Jahren 
nach der betrieblichen Einführung des Sozialpartnermodells leisten tarifgebundene Arbeitgeber einen 
Gesamtbeitrag in Höhe von 1,75 Prozent des Brutto-Monatsgrundgehalts, in den darauf folgenden zwei 
Jahren 2,0 Prozent und anschließend 2,25 Prozent (Höchststufe). In Unternehmen ohne Tarifbindung 
liegen diese Stufen niedriger (Ausgangsstufe 1,15 / Zwischenstufe 1,4 / Höchststufe 1,65 Prozent); 
dadurch wird es diesen Unternehmen erleichtert, bislang unversorgten Beschäftigten eine Altersversor-
gung anzubieten und damit deren Verbreitung insgesamt zu erhöhen. Die Höhe der Arbeitgeberbeiträge 
ist im Tarifvertrag abschließend geregelt und kann betrieblich nicht verändert werden. In den Arbeitge-
berbeiträgen ist in der chancenorientierten Produktvariante ein Sicherungsbeitrag in Höhe von 0,15 
Prozentpunkten enthalten, der zur Bildung eines Puffers dient. Die Beiträge, die der Arbeitgeber bereits 
in andere Systeme der betrieblichen Altersversorgung leistet, sind – unabhängig von Tarifbindung und 
gewählter Produktvariante – auf die Beiträge zum Sozialpartnermodell anrechenbar. 
 

 Mindest-Arbeitnehmerbeitrag: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer leisten einen Beitrag von mindes-
tens 1,0 Prozent des tarifvertraglichen Brutto-Monatsgehalts bzw. bei außertariflicher Vergütung des ver-
traglich vereinbarten Brutto-Monatsgehalts. 

 
 Sonderregelung für geringere Einkommen: Für Beschäftigte mit geringeren Einkommen (Fälle des § 100 

Abs. 3 Ziff. 3 EStG, monatliches Arbeitsentgelt derzeit maximal 2.575 Euro) leistet der Arbeitgeber unmit-
telbar bei Einführung des Sozialpartnermodells den Höchstbeitrag von 2,25 Prozent (tarifgebundene Un-
ternehmen) bzw. 1,65 Prozent (nicht tarifgebundene Unternehmen). Darüber hinaus können die Betriebs-
parteien für diesen Personenkreis regeln, dass kein Arbeitnehmerbeitrag geleistet werden muss, dies aber 
möglich ist. 

 
Der Tarifvertrag befand sich bei Veröffentlichung dieses Berichts bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin). Sobald die BaFin die Unterlagen des BVV Pensionsfonds für unbedenklich erklärt hat, 
kann die neue Altersversorgung starten und der BVV Pensionsfonds Beiträge entgegennehmen. 
 
 

 

Anpassungen im Manteltarifvertrag (MTV) 
 
 

Freistellung auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften, Entgeltumwandlung auch für 
Leasing zum Zwecke nachhaltiger Mobilität 

Die Tarifvertragsparteien haben zusätzlich den MTV an zwei Stellen modernisiert. Zum einen gelten tarifliche 
Arbeitsfreistellungen aus familiären Anlässen künftig nicht mehr nur für Eheleute und eingetragene Lebens-
partnerschaften, sondern auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften. Zum anderen können die Beschäftig-
ten im privaten Bankgewerbe künftig Entgeltbestandteile nicht mehr nur in Beiträge zur betrieblichen Alters-
versorgung, sondern auch für Leasingzwecke (etwa für E-Bikes) umwandeln. Damit reagieren die Sozialpart-
ner auf veränderte Gesellschafts- und Lebensumstände. 
 

 

Bewertung 
 
 

Meilenstein in der Fortentwicklung der Verbandstarifverträge 
Aus Sicht des AGV Banken ist der Abschluss des Zukunftspakets ein Meilenstein in der Fortentwicklung der 
Verbandstarifverträge. Damit unterstreichen Arbeitgeber und Gewerkschaften ihren Handlungswillen, wenn es 
darum geht, die Arbeit im privaten Bankgewerbe zeitgemäß und attraktiv zu gestalten.  

 
Der Nachwuchskräfte-Tarifvertrag ist ein wichtiges Signal an junge Menschen, dass die privaten Banken mo-
derne und verantwortungsvolle Arbeitgeber sind. Die Branche hat viele spannende Tätigkeiten zu bieten und 
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verbessert mit dem neuen Tarifvertrag noch einmal die heute schon sehr guten Arbeitsbedingungen für die 
Nachwuchskräfte.  
 
In der betrieblichen Altersversorgung schlägt das private Bankgewerbe durch den Abschluss des Tarifvertra-
ges ein neues Kapitel auf; als eine der ersten Branchen setzen die privaten Banken das Sozialpartnermodell um 
und stärken damit ihre Vorreiterrolle in der Alterssicherung von Beschäftigten. Das bietet die Möglichkeit, das 
bereits hohe Versorgungsniveau in der Branche mit höheren Renditechancen nochmals aufzuwerten und wei-
tere Beschäftigte in betriebliche Altersversorgungs-Systeme einzubeziehen. Zugleich sendet die Branche das 
positive Signal an die Politik, dass sich die privaten Banken ihrer Verantwortung als Sozialpartner bewusst 
sind, eine zukunftsfeste Altersversorgung für möglichst viele Beschäftigte aktiv mitzugestalten – mit maßge-
schneiderten branchenspezifischen Lösungen. 
 
 
 
 
 
 

  



10 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 
 

  02 



11 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 

Tarifausschuss 
 
 
 

Strategische Fragen, breites Themenspektrum, Monika Leardini-Wittig neue Vorsitzende 
Der Tarifausschuss des Verbands befasste sich zuletzt mit einem breiten Themenspektrum – von aktuellen 
tarifpolitischen und strategischen Fragestellungen über die Gestaltung neuer mobiler und hybrider Arbeits-
formen bis zum Fachkräftemangel.  
 
Mittelpunkt der Herbstsitzung am 3. November 2022 (virtuell) war die Erarbeitung einer tarifpolitischen 
Strategie für die nächsten Jahre auf Basis von vorherigen Workshops in verschiedenen Gremien des Ver-
bands. In der Frühjahrssitzung am 4. Mai in Frankfurt/Main diskutierten die Ausschussmitglieder die aktu-
elle tarifpolitische Entwicklung mit Blick auf die bevorstehende Banken-Tarifrunde 2024 und schärften die 
Verbandsposition für die Fortsetzung der Tarifverhandlungen zu Nachwuchskräften und betrieblicher Al-
tersversorgung. Zusätzlich beleuchteten sie verschiedene arbeits- und sozialpolitische Handlungsfelder, ins-
besondere das Thema mobile/hybride Arbeit; hierzu diskutierte der Ausschuss die soeben vorgestellte Stu-
die des AGV Banken und den aktuellen Sachstand der Politikwerkstatt mobile Arbeit im Bundesarbeitsminis-
terium. Daneben standen das Thema Fachkräftebedarf, die Sozialpartner-Initiative „Mitdenken 4.0“ zu guter 
Arbeitsgestaltung und die Beteiligung an einer Sozialpartner-Initiative zur Demokratiestärkung mit dem Bu-
siness Council for Democracy (BC4D) auf der Agenda. 
 
Nach dem Wechsel im Verbandsvorsitz (Seite 60) wechselte in der Frühjahrssitzung 2023 auch der Vor-
sitz im Tarifausschuss. Die Ausschussmitglieder wählten einstimmig Monika Leardini-Wittig (National-Bank) 
zur neuen Tarifausschuss-Vorsitzenden als Nachfolgerin von Alexandra Warkus (Commerzbank), der sie für 
ihre Arbeit dankten. 
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Arbeits- und  
sozialpolitische Agenda 
 
 
 
Auch im zurückliegenden Jahr hat der AGV Banken mit besonderem Enga-
gement die Interessen des privaten Bankgewerbes gegenüber Politik und 
Gesellschaft vertreten. In der inzwischen beendeten „Politikwerkstatt Mobile 
Arbeit“ des Bundesarbeitsministeriums spielte die Expertise des Verbands 
eine herausgehobene Rolle, unter anderem durch die Vorstellung der AGV-
Studie zu den Auswirkungen mobiler und hybrider Arbeit nach der Pande-
mie. Darüber hinaus gelang es auf Initiative des AGV Banken, dass Mitglieds-
unternehmen eine tarifliche Sonderzahlung steuer- und abgabenfrei als Infla-
tionsausgleichsprämie zahlen konnten. Zusätzlich war der Verband auf ver-
schiedenen hochrangigen Veranstaltungen zu moderner Arbeitsgestaltung 
präsent und hat dort die Positionen des Bankgewerbes unter anderem zu 
hybrider Arbeit und zur Viertagewoche vertreten. 
 
 
 

Politikwerkstatt Mobile Arbeit des BMAS 
 
 

Im Herbst 2022 hatte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) einen umfangreichen Dialog-
prozess mit verschiedenen Interessengruppen zum mobilen Arbeiten gestartet, der im Rahmen der „Politik-
werkstatt Mobile Arbeit“ bis Oktober 2023 lief. Er diente der Vorbereitung für die im Koalitionsvertrag ange-
kündigte Gesetzgebung zur Mobilarbeit. 
 
AGV Banken eng in Dialogprozess eingebunden, Studienergebnisse vorgestellt 

Der AGV Banken war seit Beginn eng in diesen Prozess eingebunden, weil das Bankgewerbe zu den Bran-
chen mit der weitesten Verbreitung von mobiler und hybrider Arbeit und der höchsten Digitalisierungs-Dy-
namik zählt und der Verband seine Expertise auch stellvertretend für die wissensbasierten Dienstleistungen 
in die Politikwerkstatt einbringen konnte. Parallel war der AGV Banken Mitglied in der Projektgruppe „Mo-
bile Arbeit“ bei der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA). 
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Im Laufe des Dialogprozesses hat sich der AGV Banken maßgeblich in die Debatten zu den vier Themenfel-
dern Raum und Fläche, Organisation, Beschäftigtenperspektive sowie Führung und Unternehmenskultur 
eingebracht. Beim Werkstattgespräch zum letzten Themenfeld hatte der Verband die Gelegenheit, neueste 
Erkenntnisse aus seiner aktuellen Studie zu mobiler und hybrider Arbeit ( Seite 13 ff.) vorzustellen. AGV-
Hauptgeschäftsführer Carsten Rogge-Strang war dazu am 14. Juni zu Gast im Fernsehstudio des BMAS 
und stellte sich im Anschluss an die Präsentation den Fragen des Ministeriums und der zugeschalteten Teil-
nehmenden aus dem Kreis von Sozialpartnern, Wirtschaft und Wissenschaft. 
 
Zusätzlich hatte der AGV Banken am 21. Juni die Gelegenheit, dem Kreis der Expertinnen und Experten in 
der Politikwerkstatt in einer Videokonferenz ausführlich die gesamte Studie zu mobiler und hybrider Arbeit 
vorzustellen. Dabei wurde deutlich, dass die neuen Arbeitsformen trotz veränderten Organisationsaufwands 
ganz überwiegend entlastend wirken und differenzierter betrachtet werden müssen, als dies zum Start der 
Politikwerkstatt absehbar war. 
 
Zwischenfazit des BMAS: zu enge Definition von Mobilarbeit, aber doppelte  
Freiwilligkeit und Offenheit für bestehende betriebliche Regelungen 
Am 10. Oktober 2023 endete die Politikwerkstatt mit einer Abschlussveranstaltung. Im Rahmen des über 
einjährigen Prozesses wurden 121 Thesen zu den vier Themenfeldern diskutiert und von den über 100 Teil-
nehmenden aus Unternehmen, Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, Politik und Wissenschaft mit rund 
5.000 Beiträgen kommentiert. Die verantwortliche Staatssekretärin im BMAS, Lilian Tschan, formulierte fol-
gende Erkenntnisse, die aus Arbeitgebersicht differenziert zu bewerten sind: 
 
 Laut Bundesarbeitsministerium sind Regelungen zur Arbeitsplatzgestaltung dort unerlässlich, wo „regel-

mäßig und in nennenswertem Umfang von zuhause Bildschirmarbeit“ geleistet wird. Zugleich richtet das 
BMAS den Fokus auf „ortsfeste Bildschirmarbeit im Privatbereich der Beschäftigten“. 
 
Diese Definition ist aus Sicht der Banken-Arbeitgeber zu eng und entspricht nicht dem gemeinsamen 
weiten Verständnis, das Sozial- und Betriebspartner im Bankgewerbe von mobiler Arbeit haben. Der 
AGV Banken hat deshalb in der Politikwerkstatt deutlich gemacht, dass Mobilarbeit sinnvollerweise Tä-
tigkeiten umfasst, die auf Wunsch der Beschäftigten zeitweise oder regelmäßig auch mit elektronischen 
Arbeitsmitteln außerhalb der betrieblichen Arbeitsstätte durchgeführt werden. Nicht gemeint sind dabei 
allerdings die Arbeit bei Kunden, der Außendienst, Bereitschaftsdienste oder Telearbeit. Mobilarbeit um-
fasst aus Sicht des AGV Banken jedoch auch Arbeit bei Verwandten, Freunden oder an Ferienorten rund 
um Urlaube (Stichwort „Workation“). Auch der Koalitionsvertrag sieht eine Abgrenzung der mobilen 
Arbeit von der arbeitsschutzrechtlich stark regulierten Telearbeit vor. An diesem Ansatz muss aus Ar-
beitgebersicht festgehalten werden. 

 
 Zugleich betont das BMAS, dass schon bestehende betriebliche oder tarifvertragliche Regelungen in 

den Unternehmen eine Richtschnur für Regulierung zur Mobilarbeit sein sollen. Gute betriebliche Praxis 
soll gefördert werden. Der AGV Banken hat dem Ministerium daher eine Übersicht zu Regelungsinhalten 
betrieblicher Mobilarbeits-Vereinbarungen im privaten Bankgewerbe übermittelt, die zeigt, dass die 
Handhabung selbst innerhalb einer Teilbranche des Kreditgewerbes sehr unterschiedlich ausfällt. 
 
Entsprechend vertritt der AGV Banken die Position, dass bereits abgeschlossene Betriebsvereinbarun-
gen keinesfalls konterkariert werden dürfen (inkl. ggfs. vereinbarter Bereitstellung von Equipment oder 
Pauschalen), etwa durch gesetzliche Vorgaben etwa zur Kostentragung für Ausstattung und weiteren 
Aufwand. In diesem Zusammenhang sprechen die Verantwortlichen im Bundesarbeitsministerium von 
„sinnvollen Mindeststandards“, die im Zusammenhang mit dem „nennenswerten Umfang“ von Mobilar-
beit stehen sollen.  

 
 Das Bundesarbeitsministerium hält bei Mobilarbeit grundsätzlich an der doppelten Freiwilligkeit fest und 

erteilt damit Forderungen nach einem Recht auf Mobilarbeit eine deutliche Absage. Über Art und Um-
fang von Mobilarbeit sowie Tätigkeiten, bei denen Mobilarbeit möglich ist, aber auch über die mitbe-
stimmungspflichtige Ausgestaltung der Mobilarbeit sollen sich Beschäftigte und Arbeitgeber verständi-
gen. Aus Sicht des AGV Banken ist die Entwicklung betrieblich inzwischen so weit, dass ein gesetzlich 
vorgegebener Erörterungsanspruch zur Mobilarbeit nicht mehr erforderlich ist; die meisten Unterneh-
men bieten mobile Arbeit dort an, wo sie möglich und sinnvoll ist.  

 



15 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 Das Ministerium besteht darauf, dass den Beschäftigten grundsätzlich und planbar ein Arbeitsplatz im 
Betrieb zur Verfügung steht. Gleichzeitig soll sichergestellt werden, dass Beschäftigte bei Mobilarbeit 
Zugang zu relevanten Informationen bekommen und erforderliche Kommunikationsmöglichkeiten zum 
Austausch innerhalb der Belegschaft ermöglicht werden. Nach Einschätzung des AGV Banken ent-
spricht das bereits heute guter betrieblicher Praxis.    

 
 Das BMAS betont, dass Arbeitsschutz nicht an der Bürotür endet. Zur Gestaltung produktiver und ge-

sundheitsgerechter hybrider Arbeitsmodelle sei die Gefährdungsbeurteilung weiterhin die zentrale 
Grundlage, verbunden mit der regemäßigen Unterweisung der Beschäftigten hinsichtlich möglicher Ge-
fährdungen und Schutzmaßnahmen, aber auch zur Vorbereitung der mobil Arbeitenden auf besondere 
Mitwirkungspflichten bei hybrider Bildschirmarbeit. Dieser Ansatz ist zu begrüßen, aus Sicht der Ban-
ken-Arbeitgeber muss der Schwerpunkt hier auf zusätzlicher mobilarbeits-spezifischer Verhaltensprä-
vention liegen (Beschäftigte befähigen, gesund mobil zu arbeiten). Die Eigenverantwortung und beson-
dere Mitwirkung der Beschäftigten im Rahmen der Unterweisung nach § 12 ArbSchG ist von entschei-
dender Bedeutung, da tatsächliche Kontroll- und Einflussmöglichkeiten des Arbeitgebers bei Mobilarbeit 
stark eingeschränkt sind.  

 
 Bezüglich der Kosten betont das Bundesarbeitsministerium, dass die Arbeitgeber grundsätzlich für ar-

beitsschutzrechtlich erforderliche Arbeitsmittel aufkommen müssen. Ob und welche Arbeitsmittel die 
Beschäftigten selbst zur Verfügung stellen wollen, sollten laut BMAS  Arbeitgeber und Beschäftigte 
bzw. deren Vertreter gemeinsam verhandeln. So begrüßenswert dieser Ansatz ist, so deutlich macht er, 
dass es wenig praxisnah wäre, Mobilarbeit auf „ortsfeste Bildschirmarbeit“ zu verengen. Dann würde sie 
wie Telearbeit behandelt, wodurch der Arbeitgeber verpflichtet wäre, über den Arbeitsplatz im Betrieb 
hinaus in weitere technische Ausstattung, Mobiliar etc. zu investieren – mit der Gefahr, dass Arbeitge-
ber die von den Beschäftigten gewünschte und für sie entlastende Mobilarbeit einschränken. Richtiger-
weise nicht mehr thematisiert wurde vom Ministerium die Frage nach finanzieller Kompensation für Be-
schäftigte, deren Tätigkeiten sich nicht für Mobilarbeit eignen.  

 
Ausblick: Regulierung frühestens 2024, neuer Blick auf neue Arbeitsformen 
Den noch ausstehenden Abschlussbericht der Politikwerkstatt hat das BMAS für Ende 2023 angekündigt. 
Mit Regulierungsaktivität der Bundesregierung zu dem Thema ist aber erst im Jahr 2024 zu rechnen; hier 
verweist das Ministerium auch auf die derzeit laufenden Sozialpartnerverhandlungen auf EU-Ebene zum 
Thema Mobilarbeit, denen man nicht vorgreifen will. 
 
Aus Sicht des AGV Banken hat sich die Arbeit der Politikwerkstatt und das Engagement des Verbands ge-
lohnt. Alle Beteiligten haben neue Erkenntnisse gewonnen, das Ministerium hat erkennbar die Veränderung 
der Arbeitswelt seit dem Auslaufen der Pandemie in seine Überlegungen einbezogen. Es bleibt zu wün-
schen, dass am Ende des Prozesses eine differenzierte Regulierung mit Augenmaß und unter starker Einbe-
ziehung der Sozialpartner stehen wird. 
 
 

 

AGV-Studie zu mobiler und hybrider Arbeit 
 
 

Beleg für entlastende Wirkung von Mobilarbeit, Arbeitsorganisation spürbar verändert, 
Erleichterung für Führungskräfte in hybridem Arbeitsumfeld 
Anfang Mai 2023 hat der AGV Banken eine umfassende Studie zu mobiler und hybrider Arbeit veröffent-
licht, die auf Erhebungsdaten vom Februar 2023 basiert und erstmals die Auswirkungen der neuen hybriden 
Arbeitsformen nach dem Ende der Pandemie abbildet. Die Ergebnisse sind erfreulich: Mobile und hybride 
Arbeit mit ihrer Kombination aus räumlicher und zeitlicher Flexibilität führt weder zu erhöhter Arbeitszeit 
noch zu schlechterem Abschalten, sondern wirkt im Gegenteil auf die Beschäftigten ganz überwiegend 
positiv und entlastend – zum einen durch die höhere Autonomie, aber auch, weil Unternehmensleitungen, 
Führungskräfte und Belegschaften in den Pandemiejahren erheblich dazugelernt haben und überwiegend 
verantwortungsvoll mit den neuen Freiheiten umgehen. 
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Vor allem jedoch belegt die Untersuchung, was viele in den Betrieben wahrnehmen: Im ersten Jahr nach der 
Pandemie hat sich die Arbeitsorganisation noch einmal spürbar verändert, die wissensbasierten Dienstleis-
tungen sind mitten in der hybriden Arbeitswelt angekommen – mit einer Vielzahl neuer Kombinationen von 
mobiler und stationärer Büroarbeit. Damit setzt sich beschleunigt fort, was die fortschreitende Digitalisie-
rung bereits vor der Pandemie in Gang gesetzt hatte: Die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen wird kleintei-
liger. Und das „neue Normal“ wird sich weiter verändern – weil Mobilarbeit schon heute nicht nur zu Hau-
se stattfindet, sondern zunehmend auch bei Verwandten, befreundeten Personen, auf Reisen oder an Fe-
rienorten rund um Urlaube („Workation“) und parallel das klassische Büro eine kleine Renaissance unter 
veränderten Vorzeichen erlebt – als Ort für Begegnungen, informellen Austausch und Kreativprozesse. 
 
Für Führungskräfte sind die zunehmend hybriden Arbeitsformen eine Erleichterung. Die AGV-Studie zeigt: 
Die Mischung aus Führung auf Distanz und persönlichem Austausch erhöht zwar teilweise den Koordina-
tions- und Steuerungsaufwand, vereinfacht aber angesichts wieder verstärkter persönlicher Präsenz und 
verbesserter Kommunikation ganz offensichtlich eine Reihe komplexer Führungsaufgaben. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Studie im Überblick: 
 
 Ausmaß an Mobilarbeit mehr als verdoppelt: Seit Beginn der Pandemie hat sich das Ausmaß an mobi-

ler Arbeit mehr als verdoppelt. Im privaten Bankgewerbe arbeiteten Anfang 2020 noch 25 Prozent der 
Beschäftigten mindestens gelegentlich mobil, Anfang 2023 waren es 67 Prozent. Damit gehören die 
Banken zu den Branchen mit dem höchsten Mobilarbeits-Anteil. 

 
 Potenzial an Mobilarbeit derzeit ausgeschöpft: Der Anteil der Beschäftigten im privaten Bankge-

werbe, die nie von zu Hause arbeiten und die täglich im Büro arbeiten, bewegt sich seit 2022 auf un-
verändertem Niveau. Das ist ein deutliches Indiz dafür, dass das Potenzial an Mobilarbeit derzeit aus-
geschöpft ist. 

 
 Annäherung von Wunsch und Wirklichkeit: Der Wunsch nach mobiler Arbeit und das tatsächliche 

Ausmaß liegen heute auf einem höheren Niveau als vor der Pandemie und deutlich näher beieinander. 
Im privaten Bankgewerbe möchten 87 Prozent und können 67 Prozent der Beschäftigten mindestens 
einmal wöchentlich von zu Hause arbeiten. 

 
 Weitreichende Öffnung der Mobilarbeit: Mobilarbeit durchdringt inzwischen alle Arbeitsbereiche, 

vermehrt auch Tätigkeiten mit Kundenkontakt. Wo Mobilarbeit möglich ist, wird sie genutzt; die Unter-
nehmen bemühen sich, die Mobilarbeits-Wünsche quer durch alle Beschäftigtengruppen zu erfüllen, 
wo immer das betrieblich machbar ist. Die Hauptgründe, aus denen Mobilarbeit nicht möglich ist, sind 
nahezu unverändert: Jeweils sieben Prozent der Beschäftigten geben an, dass dies ihre Tätigkeit nicht 
erlaubt, ihr Arbeitsbereich dazu keine Möglichkeit bietet oder sie selbst daran kein Interesse haben. 

 
 Weitergehende Flexibilisierungswünsche: Trotz weiter Verbreitung von Mobilarbeit wünschen sich 

viele Beschäftigte noch mehr Flexibilität bei der Verteilung ihrer Arbeitszeit, etwa Verblockungsmög-
lichkeiten, die Umstellung von täglicher auf wöchentliche Höchstarbeitszeit oder die Möglichkeit, im 
Rahmen einer 5-Tage-Woche auch an Samstagen arbeiten zu können. 

 
 Mobile und hybride Arbeit entlastet: Die häufig hybrid Arbeitenden im privaten Bankgewerbe bewer-

ten alle wichtigen Aspekte der Arbeitsqualität überdurchschnittlich gut, insbesondere die eigene Effizi-
enz, den Mix aus mobiler und stationärer Arbeit, die Zielerreichung und den Arbeitsfluss, aber auch 
wichtige Team-Indikatoren wie Erfahrungsaustausch, Besprechungskultur, Team-Organisation und 
Erreichbarkeit. Sogar Aspekte, die bei überwiegender Mobilarbeit während der Pandemie schwierig 
waren (etwa Kommunikation und Zusammenarbeit in kritischen Projektphasen oder Kreativprozessen), 
sind in hybriden Arbeitsstrukturen überwiegend unproblematisch. Verbesserungspotenzial gibt es vor 
allem bei den Anreizen für die Präsenz im Betrieb. 

 
 Überdurchschnittlich hohe Zufriedenheit und Gesundheit: Wer mobil und hybrid arbeitet, ist über-

durchschnittlich zufrieden und gesund. Insbesondere auf die psychische Verfassung der Beschäftigten 
wirken sich mobile und hybride Arbeitsformen positiv aus. Dabei zeigt sich eine erfreuliche Entwick-
lung: Erfahrene Mobilarbeitende, die bereits vor der Pandemie häufiger außerhalb des Büros gearbeitet 
haben, fühlten sich vor Corona überdurchschnittlich belastet; heute leiden sie sogar seltener unter 
Stress und Erschöpfung als die Mobilarbeits-Neulinge. Damit haben sich seit der Pandemie Arbeitsor-
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ganisation und Unternehmenskulturen offenbar so verändert, dass sie mobil und hybrid Arbeitenden 
ein zunehmend stressfreies Umfeld bieten. 

 
 Arbeitszeit nicht erhöht: Im privaten Bankgewerbe hat sich die Gesamt-Arbeitszeit in den vergange-

nen Jahren nicht erhöht, bei den häufig mobil und hybrid Arbeitenden ist sie sogar rückläufig. Damit 
gelingt die zeitliche Abgrenzung zwischen Beruf und Privatleben offensichtlich gut, ein Bedarf an zu-
sätzlicher Erfassung oder Überwachung von Arbeitszeiten lässt sich daraus nicht ableiten. 

 
 Bessere Arbeitszeiteinteilung: Im privaten Bankgewerbe war das Ausmaß an Arbeit außerhalb übli-

cher Bürozeiten zuletzt deutlich rückläufig. Das gilt insbesondere für Beschäftigte, die häufig mobil 
und hybrid arbeiten. Das spricht in dieser Gruppe für eine deutlich verbesserte Arbeitszeiteinteilung in 
einem Umfeld, das immer stärker von Vertrauen geprägt ist. Dabei akzeptieren Vorgesetzte offen-
sichtlich häufiger die freiere Arbeitszeiteinteilung ihrer Mitarbeiter*innen, und die Beschäftigten gehen 
mit ihrer neu hinzugewonnenen Autonomie offenbar zunehmend verantwortungsbewusst um. 

 
 Erweiterte Erreichbarkeit weniger belastend: Die arbeitsbedingte erweiterte Erreichbarkeit außer-

halb üblicher Bürozeiten ist bei häufig mobil und hybrid Arbeitenden zuletzt deutlich zurückgegangen. 
Insgesamt liegt die Erreichbarkeit in dieser Gruppe zwar etwas über dem Durchschnitt, die Mobilarbei-
tenden empfinden diese aber im Vergleich zu den übrigen Belegschaften als weniger belastend. 

 
 Bessere Balance und Abgrenzung zwischen Beruf und Privatleben: Häufig mobil und hybrid Arbei-

tende bewerten nicht nur die Balance zwischen Beruf und Privatleben überdurchschnittlich positiv. Sie 
können im Vergleich zu den nicht Mobilarbeitenden auch besser abschalten und haben bei der Arbeit 
eher den Kopf frei von privaten Dingen. Das spricht insgesamt für eine gute Arbeitsorganisation und 
ein verantwortungsvolles Miteinander von Führungskräften und Beschäftigten. 

 
 Autonomie mit herausragender Bedeutung für die Arbeitsqualität: Im privaten Bankgewerbe ist der 

Autonomiegrad weiter Teile der Belegschaften in den vergangenen Jahren erheblich gestiegen, insbe-
sondere bei den mobil und hybrid arbeitenden Beschäftigten: Fast 90 Prozent von ihnen bewerten ihre 
Entscheidungsspielräume positiv, und fast zwei Drittel aller Beschäftigten können heute im Rahmen 
der betrieblichen Möglichkeiten und Vorgaben (überwiegend) selbst entscheiden, ob sie von zu Hause 
oder im Betrieb arbeiten wollen. Das führt insgesamt zu hoher Zufriedenheit, Gesundheit und Motiva-
tion. Damit sind weniger die konkrete Ausgestaltung des Arbeitsumfelds oder die Ausstattung ent-
scheidend für die Qualität von mobiler Arbeit, sondern das Ausmaß des Flexibilitätsgewinns für die Be-
schäftigten. 

 
 Arbeitsumfeld und Unterweisung deutlich verbessert: Die mobil und hybrid Arbeitenden im privaten 

Bankgewerbe beurteilen ihre äußeren Arbeitsbedingungen (Licht, Lärm, Temperatur, Raumgröße, 
technische Ausstattung) deutlich besser als diejenigen, die nur im Büro arbeiten, und fühlen sich auch 
wohler am Arbeitsplatz. Das spricht nicht nur für eine deutlich verbesserte Ausstattung mobiler Ar-
beitsplätze, sondern nachweislich auch für eine verbesserte Unterweisung durch die Arbeitgeber, die 
von den Beschäftigten ganz überwiegend positiv beurteilt wird. Auch die Funktionalität der techni-
schen Ausstattung erhält von den Beschäftigten gute Noten, sodass von „Technostress“ keine Rede 
sein kann. 

 
 Hohe Teamqualität: Mobil und hybrid Arbeitende im privaten Bankgewerbe empfinden in ihren Teams 

eine überdurchschnittlich hohe Kollegialität. Insbesondere häufig hybrid Arbeitende bewerten Team-
geist und Zusammenhalt seit der Pandemie stetig besser. Damit scheint das Risiko fehlender sozialer 
Einbindung – insbesondere mit Blick auf zunehmend hybride Arbeitsformen – insgesamt gering zu 
sein. 

 
 Gute Noten für Führungskräfte: Die Führung dezentral arbeitender Teams war und ist eine Heraus-

forderung, scheint aber insgesamt zu gelingen. Denn die mobil und hybrid Arbeitenden im privaten 
Bankgewerbe bewerten die Arbeit ihrer Führungskräfte besser als die Nicht-Mobilarbeitenden. 

 
 Erhebliche Lerneffekte: Drei Jahre nach Ausbruch der Corona-Pandemie wird die Mobilarbeit erwach-

sen. Das liegt an erheblichen Lerneffekten: Es eignen sich nicht nur mehr Tätigkeiten und Arbeitsberei-
che für Mobilarbeit als gedacht, auch die technischen Möglichkeiten und die Ausstattung bei Mobilar-



18 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

beit haben sich erheblich verbessert. Und bei den meisten Beteiligten hat ein Umdenken eingesetzt: 
Viele Führungskräfte sind eher als vor der Pandemie bereit und in der Lage, Teams in dezentralen 
Strukturen zu steuern, Verantwortung abzugeben, Beschäftigten zu vertrauen und Grenzen zwischen 
Arbeit und Privatleben zu respektieren. Viele Beschäftigte sind eher bereit und fähig, sich selbst zu 
organisieren und verstärkt Verantwortung zu übernehmen. 

 
Breite Aufmerksamkeit, Forderung nach Stärkung der Sozialpartner 

Die Studie fand ein breites Echo in Wirtschaftsmedien und in der Fachöffentlichkeit. Mitte Juni stellte der 
AGV Banken die Studie zunächst im Rahmen der „Politikwerkstatt Mobile Arbeit“ des Bundesarbeitsminis-
teriums den dort vertretenen Expertinnen und Experten vor ( Seite 12). Im weiteren Jahresverlauf fand die 
Studie auch auf europäischer Ebene breite Aufmerksamkeit. Zunächst präsentierte die AGV-Geschäftsfüh-
rung die Ergebnisse am 16. Juni – im Vorfeld der europäischen Sozialpartnerverhandlungen zur Telearbeit 
(inklusive Mobilarbeit) – beim europäischen Wirtschafts-Dachverband Businesseurope in Brüssel. Am 15. 
November war die Studie wesentlicher Diskussionspunkt in der Plenarsitzung des europäischen sektoralen 
Dialogs des Bankgewerbes in Brüssel, wo der Stv. Hauptgeschäftsführer des AGV Banken, Dr. Jens Thau, 
die Ergebnisse mit den Sozialpartnern diskutierte. 
 
In der deutschen Politik und Verbändewelt fand das Thema Aufmerksamkeit durch einen Leitartikel des 
AGV-Vorsitzenden Dr. Thomas A. Lange in der Mai-Ausgabe des Newsletters „Kompakt“, den die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) herausgibt. Darin sprach er sich dafür aus, bei der 
Gestaltung der Rahmenbedingungen für mobile und hybride Arbeit den Sozialpartnern mit ihrer Gestal-
tungskraft und ihrer hohen Expertise eine herausgehobene Gestaltung zuzuweisen. In anhaltenden Um-
bruchphasen seien immer stärker differenzierte Lösungen gefragt, wofür die Tarif- und Betriebsparteien 
prädestiniert seien. 
  
 

 

Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen 
 

 
Intervention des AGV Banken erfolgreich 
Im September 2022 hatte die Bundesregierung den Referentenentwurf für ein „Gesetz zur temporären Sen-
kung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz“ veröffentlicht. Er sah unter ande-
rem vor, dass nach dem neu eingeführten § 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz (EstG) Inflationsausgleichs-
Sonderzahlungen von Unternehmen an ihre Beschäftigten bis zu einem Betrag von 3.000 € steuer- und bei-
tragsfrei ausgezahlt werden können. Unklar blieb zunächst, ob auch (tarifliche) Sonderzahlungen, die be-
reits vor Inkrafttreten des Gesetzes am 26. Oktober 2022 vereinbart wurden, unter diese neue Regelung 
fallen und von der Steuer- und Beitragsfreiheit profitieren. Dafür hatte sich der AGV Banken in einem Brief 
an Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt, über die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) und auch direkt gegenüber dem Bundesfinanzministerium (BMF) eingesetzt mit dem Ziel, 
dass im Sinne der Beschäftigten auch die bereits vereinbarten Einmalzahlungen aus dem Banken-Tarifab-
schluss vom 6. April einbezogen werden können. 
 
Anfang Dezember 2022 veröffentlichte das Bundesfinanzministerium eine FAQ-Liste zum Gesetz, aus der 
hervorging, dass Sonderzahlungen, die nach dem 25. Oktober 2022 ausgezahlt wurden oder werden, eben-
falls unter die steuer- und abgabenrechtlichen Privilegierung fallen können, auch wenn die zugrunde lie-
gende Vereinbarung bereits vor diesem Zeitpunkt erfolgt ist. Dies folge aus dem in den §§ 11, 38a EstG ver-
ankerten Zuflussprinzip. Selbstverständlich müssten dafür aber die weiteren Voraussetzungen des § 3 
Nummer 11c Einkommensteuergesetz vorliegen, insbesondere müsse die Sonderzahlung dem Inflationsaus-
gleich dienen. Dies war bei den beiden tariflichen Einmalzahlungen im privaten Bankgewerbe der Fall, denn 
damit sollte nach dem Willen der Tarifvertragsparteien eine Abmilderung der Auswirkungen der bereits zum 
Zeitpunkt des Tarifabschlusses hohen Inflation bewirkt werden.  
 
Damit waren die Bemühungen des AGV Banken erfolgreich: Die zweite der beiden im April 2022 vereinbar-
ten tariflichen Einmalzahlungen für das private Bankgewerbe in Höhe von 500 Euro (zahlbar spätestens bis 
Januar 2023) konnte steuer- und beitragsfrei ausgezahlt werden. 
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Dresdner Forum Prävention der DGUV 
 
 

Handlungsansätze für gute Mobilarbeit 
Am 22. Februar 2023 hatte der AGV Banken die Gelegenheit zum intensiven Austausch auf dem 21. Dresd-
ner Forum Prävention der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zum Thema Mobilarbeit. 
AGV-Hauptgeschäftsführer Carsten Rogge-Strang, Mitglied im Vorstand der Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VBG), diskutierte auf dem Podium mit Vertreterinnen und Vertretern von Sozialpartnern, Berufsge-
nossenschaften und Forschung zum Thema „Homeoffice und mobile Arbeit - wie kann eine sichere und ge-
sunde Gestaltung gelingen?“ 
 
Die wichtigsten Punkte aus Sicht der Banken-Arbeitgeber: 
 
 Im Bereich der wissensbasierten Dienstleistungen treten wir in eine neue Phase mobiler Arbeit ein. Nach 

der erzwungenen (zusätzlichen) Mobilarbeit zu Pandemiebeginn spielen beim Arbeitsort immer häufiger 
die Flexibilisierungswünsche der Beschäftigten eine Rolle. Inzwischen sind wir voll im Zeitalter hybrider 
Arbeitsformen angekommen; allein im privaten Bankgewerbe arbeiten derzeit zwei Drittel der Beschäf-
tigten in einem hybriden Umfeld (Arbeit regelmäßig sowohl im Büro als auch mobil). 

 
 Drei Jahre nach Ausbruch der Corona-Pandemie haben wir noch keine abschließenden Lösungen für die 

gesundheitsgerechte Gestaltung hybrider Arbeitswelten, sondern befinden uns inmitten eines komple-
xen Prozesses laufender Anpassung und Innovation – mit der Erkenntnis, dass Lösungsansätze noch 
viel differenzierter ausfallen müssen als bisher, je nach Geschäftsmodell, Arbeitsbereich, Tätigkeit, Un-
ternehmenskultur oder auch persönlichen Lebensumständen einzelner Beschäftigter. 

 
 Gesundheitsprävention bei hybrider Arbeit erfordert eine stärkere Mitwirkung der Beschäftigten. Das 

heißt keineswegs, dass sich die Arbeitgeber ihrer Arbeitsschutzpflichten entledigen wollen. Es braucht 
aber – aufsattelnd auf den bewährten Arbeits- und Gesundheitsschutz – ein neues Miteinander von Un-
ternehmen und Beschäftigten, um Gefährdungen in dezentralen Arbeitsstrukturen außerhalb der Be-
triebsstätte zu erkennen und zu vermeiden. 
 

Auf dem Forum wurden einerseits verschiedene Sichtweisen auf das Thema deutlich, andererseits auch der 
gemeinsame Wille, Arbeit weiterhin gemeinsam gut und gesundheitsgerecht zu gestalten. Im Anschluss 
nutzten die rund 200 Gäste – haupt- und ehrenamtliche Vertreterinnen und Vertreter der DGUV und aller 
Berufsgenossenschaften – die Gelegenheit zu ausführlicher und angeregter Diskussion mit den Podiums-
teilnehmern. 
 
 

 

re:publica 23 
 
 

Viele Gemeinsamkeiten beim Blick auf hybride Arbeitsformen 
Homeoffice und Mobilarbeit waren auch ein Schwerpunktthema auf der re:publica 23, Europas größter Kon-
ferenz zur digitalen Gesellschaft in Berlin. Am 6. Juni 2023 war der AGV Banken an einer Debatte zu dem 
Thema beteiligt. AGV-Hauptgeschäftsführer Carsten Rogge-Strang diskutierte auf dem Podium der Verwal-
tungs-Berufsgenossenschaft (VBG) mit Dagmar König (Bundesvorstandsmitglied der Gewerkschaft Verdi) 
und Nermin Fazlic (Abteilungsleiter im Bundesarbeitsministerium) unter Moderation von Nada Göltzer (Stv. 
VBG-Hauptgeschäftsführerin) zur Veränderung der Arbeitswelt in den zurückliegenden drei Jahren. Im Rah-
men einer sehr offenen Debatte zogen alle Beteiligten differenziert Zwischenbilanz, wobei sich viele An-
knüpfungspunkte für ein gemeinsames Verständnis von Arbeitsschutz und -gestaltung in der neuen hybri-
den Arbeitswelt ergaben. 
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Die wichtigsten Erkenntnisse aus Sicht des AGV Banken: 
 
 Das „neue Normal“ in der Arbeitswelt verändert sich weiter, die Gestaltung hybrider Arbeitsformen be-

darf noch weiterer Beobachtung und Evaluation. Deshalb sind auch die Erkenntnisse zu den Auswirkun-
gen mobiler Arbeit während der Pandemie nicht 1:1 in die heutige hybride Arbeitswelt übertragbar. 

 
 Mobilarbeit ist nicht Telearbeit, wie sie in der Arbeitsstättenverordnung definiert ist, sondern eine neue 

hoch flexible Arbeitsform mit verschiedensten Ausprägungen, deren Gestaltung sehr differenziert be-
trachtet werden muss. 

 
 Den Sozialpartnern kommt bei der Gestaltung hybrider Arbeitsformen eine herausgehobene Stellung zu, 

weil sie auf Branchen- und Betriebsebene nah an den jeweiligen Bedürfnissen von Unternehmen und 
Beschäftigten sind. 

 
 Die bisherige Gestaltung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in Bürotätigkeiten muss neu gedacht 

werden, weil sich Arbeit auch an Orte außerhalb des Büros verlagert und es Arbeitgebern damit schwe-
rer fällt, auf die Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften zu achten – und zugleich die Beschäftigten 
nicht mehr auf ihre neu hinzugewonnene Autonomie verzichten wollen. Das erfordert – darüber waren 
sich die Podiumsteilnehmer einig – eine neue Art der Zusammenarbeit, in der Arbeitgeber zwar diesel-
ben Arbeitsschutzvorschriften einhalten und ihre Beschäftigten für die gesundheitsgerechte Gestaltung 
von Mobilarbeit befähigen müssen, darüber hinaus aber auch die Bereitschaft der Beschäftigten gefor-
dert ist, eine erhöhte Eigenverantwortung zu übernehmen. 

 
 

 

Futurework 23 
 
 

Smarte Verteilung der Arbeitszeit statt 4-Tage-Woche 
Am 22. Juni 2023 hat sich der AGV Banken auf der „Futurework 23“, dem größten Festival zur Zukunft der 
Arbeit in Deutschland, für bessere Rahmenbedingungen zur Verteilung der Arbeitszeit anstelle der vieldisku-
tierten 4-Tage-Woche ausgesprochen. Auf der Beranstaltung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) betonte AGV-Hauptgeschäftsführer Carsten Rogge-Strang, in der heutigen Arbeits-
welt gehe es den Beschäftigten vor allem um Autonomie und Flexibilität; dafür brauche es einen weiten 
Rahmen und kein starres Korsett. In der Podiumsdiskussion zum Thema „Was wollt ihr denn noch? 4-Tage-
Woche und Fachkräftemangel“ mit Thorben Albrecht (IG Metall) und Lorenz Illing (TAM Akademie)  unter 
Moderation von Dr. Julia Kropf wurden dieser und weitere Aspekte durchaus kontrovers diskutiert. 
 
Die wichtigsten Punkte aus Sicht des AGV Banken: 
 
 Wir brauchen eine smarte Verteilung der Arbeitszeit, die sich an der Lebenswirklichkeit der Beschäftig-

ten und den Möglichkeiten der Unternehmen orientiert – und keine starre Verdichtung an vier Tagen. 
 

 Für eine smarte Arbeitszeit-Verteilung brauchen wir einen ausreichend weiten Rahmen, wie ihn die EU-
Arbeitszeitrichtlinie mit einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 48 Stunden vorsieht. Es ist an der 
Zeit, diesen Rahmen auch in Deutschland endlich auszuschöpfen (so wie bereits in fast der Hälfte der 
EU-Mitgliedstaaten), statt an einer täglichen Höchstarbeitszeit festzuhalten.  
 

 Die Verblockung der Arbeitszeit an vier Wochentagen ist schon heute möglich, führt aber bei unverän-
derter Wochenarbeitszeit zu einer erheblichen Arbeitsverdichtung mit negativen Folgen für Gesundheit 
und Arbeitszufriedenheit – oder zu einer Reduktion des Arbeitsangebots, die sich Unternehmen bei zu-
nehmendem Arbeits- und Fachkräftemangel nicht leisten können und die erhebliche Wohlstandsver-
luste zur Folge hätte. Sie würde darüber hinaus die Vorteile hybrider Arbeitsformen zunichte machen, 
weil bei komprimierter Arbeitszeit persönlicher und informeller Austausch und damit der „soziale Kitt“ 
verlorenginge, der für eine Vertrauenskultur unerlässlich ist.  
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 Ein übergreifendes Recht auf eine 4-Tage-Woche hätte in vielen Wirtschaftsbereichen gravierende ge-

sellschaftliche Folgen – etwa im Bereich der Daseinsvorsorge oder in Mangelberufen (Beispiel Pflege). 
 
 

 

PEAG-Personaldebatte 
 
 

Veränderungsbereitschaft und Qualifizierung als Schlüssel für gute Transformation 

„Digitale Transformation – Wie verändert sich die Arbeitswelt?“ Diese Frage diskutierten Dr. Katrin Krömer, 
Vorstandsmitglied der Bundesagentur für Arbeit (zuständig u.a. für die Bereiche Personalmanagement und 
Organisationsentwicklung), und Carsten Rogge-Strang, Hauptgeschäftsführer des AGV Banken, am 13. Juni 
2023 bei der PEAG Personaldebatte im Café Einstein Unter den Linden in Berlin. 
 
Rogge-Strang betonte, dass die Digitalisierung die Arbeitswelt bereits grundlegend verändert habe und dies 
weiter tun werde. Mobiles Arbeiten sei für einen Großteil der Beschäftigten im privaten Bankgewerbe be-
reits heute Normalität. Zugleich veränderten Künstliche Intelligenz, Augmented Reality und schreibende 
Bots die Arbeit an den Schreibtischen und in der Produktion. Dies bedeute, dass Arbeitgeber und Beschäf-
tigte mehr denn je eine hohe Flexibilität und Veränderungsbereitschaft zeigen müssten, um die digitale 
Transformation erfolgreich zu gestalten – und zwar gemeinsam. Hier sei das private Bankgewerbe eine der 
führenden Branchen. Ein Drittel der Beschäftigten in der Branche arbeite heute bereits mit KI. Diese werde 
aber nicht als Bedrohung (Stichwort: Arbeitsplatzsicherheit) empfunden, sondern als Unterstützung und 
Bereicherung der eigenen Tätigkeit („job enrichment“) – etwa, indem sie den Umgang mit großen Daten-
mengen in der Betrugsbekämpfung oder im Bereich Compliance deutlich erleichtere. 
 
Für Dr. Katrin Krömer steht fest, dass durch die digitale Transformation Jobs verloren gehen, aber eben 
auch viele neu entstehen. Chancen lägen hier gerade bei höher qualifizierten Tätigkeiten. Qualifizierung sei 
dabei aus Sicht der Bundesagentur für Arbeit ein Schlüsselelement, und zwar für Beschäftigte und Arbeits-
lose gleichermaßen. Grundvoraussetzung für Unternehmen, die eine „Digital Culture“ aufbauen wollten, 
seien Beschäftigte, die über eine Basiskompetenz im Umgang mit digitalen Technologien verfügten. „Upskil-
ling“ im Bereich digitaler Kompetenzen sei daher ein wesentliches Element aktueller strategischer Personal-
planung.  
 
Zum Thema Arbeitsplatzsicherheit verwies Carsten Rogge-Strang ebenfalls darauf, dass Jobs nicht zwin-
gend wegfallen würden. Aus verschiedensten Zusammenhängen Schlüsse zu ziehen, die zu guten Lösungen 
führen – das könne der Mensch immer noch besser als die Maschine, so Rogge-Strang. Solange das so 
bleibe, würden Menschen Tätigkeiten weiterhin selbst erledigen, bei denen dies gefordert sei. Sein Fazit: 
Vertrauen, Bauchgefühl und gesunden Menschenverstand könne KI bislang nicht ersetzen. 
 
 

 

Future of Work 2023 
 
 

Plädoyer für mehr Vertrauen und Eigenverantwortung 
Am 14. November 2023 war der AGV Banken maßgeblich in die Konferenz „Future of Work“ der Frankfurt 
School of Finance & Management eingebunden. Auf der hochrangig besetzten Veranstaltung erhielten die 
Teilnehmenden viele innovative Impulse für die Praxis.  
 
Dr. Alexander Böhne, Leiter Sozialpolitik und Volkswirtschaft im AGV Banken, präsentierte Studienergeb-
nisse des AGV Banken zu mobiler und hybrider Arbeit und diskutierte anschließend auf dem Podium mit 
Tino Benker-Schwuchow (BNP Paribas), Sabine Kohleisen (Mercedes Benz Group) und Dr. Charlotte 
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Sander (Deloitte) unter Moderation von Evelyne Freitag (ehemals Sanofi) und Meryem Tas (Frankfurt 
School Verlag) zum Thema „Der Mensch im Mittelpunkt des Wandels“. Dabei verwies er darauf, dass die 
wissensbasierten Dienstleistungen längst den Übergang von mobiler Arbeit in hybride Arbeitsformen vollzo-
gen hätten – und mobile Arbeit inzwischen mehr sei als nur eine Tätigkeit in den eigenen vier Wänden; sie 
finde vielfach auch bei Verwandten, Freunden, auf Reisen und an Ferienorten rund um Urlaube statt („work-
ation“). Inzwischen hätten mobile und hybride Arbeit im Bankgewerbe alle Tätigkeitsbereiche und Hierar-
chien durchdrungen und wirkten dort durch erhöhte Autonomie und Flexibilität ganz überwiegend entlas-
tend. Die neue Arbeitsweise erfordere jedoch ein erhöhtes Maß an Vertrauen und Eigenverantwortung. 
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Sozialpartner-Initiative 
„Mitdenken 4.0“ 
 
 
 

Themenschwerpunkte 
 
 

Die 2017 gestartete Sozialpartner-Initiative „Mitdenken 4.0“ unter dem Dach der Verwaltungs-Berufsge-
nossenschaft (VBG) hat im Berichtszeitraum wichtige Themen behandelt und sich erstmals auch dem Um-
gang mit Künstlicher Intelligenz zugewandt. An der Initiative, die auf unbefristete Zeit angelegt ist, sind als 
Partner neben dem AGV Banken auch der Arbeitgeberverband der Versicherungsunternehmen in Deutsch-
land, die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und die Gewerkschaft Verdi betei-
ligt. Hinzu kommen – je nach Themenfeld – verschiedene externe Partner aus der Wissenschaft. Die Arbeit 
der Initiative wurde in bewährter Weise über einen Roundtable der Kern-Projektpartner gesteuert, der 
mehrfach im Jahr zusammenkommt. 
 
Die Arbeiten am jüngsten Projekt der Initiative zur guten und gesundheitsgerechten Gestaltung hybrider 
Arbeitsformen wurden von den Diskussionen in der Politikwerkstatt Mobile Arbeit des Bundesarbeitsminis-
teriums ( Seite 12) überlagert und deshalb noch nicht abgeschlossen. Die Projektpartner haben sich dar-
über hinaus intensiv mit Präventionsaspekten beim Einsatz Künstlicher Intelligenz und mit der Vorbereitung 
des Forums Finanzdienstleister (s.u.) befasst. 
 

 
 

Forum Finanzdienstleister 2023 
 
 

Prävention im Zeitalter Künstlicher Intelligenz 

 „Zukunft der Arbeitswelt – was bringt KI?“ war die Überschrift des Forums Finanzdienstleister, das am 23. 
November 2023 in Berlin stattfand. Der Fachkongress für präventive Arbeitsgestaltung der VBG wurde in-
haltlich wieder von der Sozialpartner-Initiative „Mitdenken 4.0“begleitet. Im Fokus der Diskussion im Axica-
Forum am Brandenburger Tor standen die Vermittlung von Basiswissen zu Künstlicher Intelligenz, Anwen-
dungsbeispiele und Schlussfolgerungen für gute Arbeitsgestaltung. 
 
Nach der Einführung durch Nada Göltzer (Stv. VBG-Hauptgeschäftsführerin) und Prof. Andreas Den-
gel  (Deutsches Forschungszentrum für KI, Kaiserslautern) startete die Veranstaltung mit einer hochrangig 
besetzten Podiumsdiskussion. Ana Dujić (Leiterin der Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft im Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales), Dr. Thomas A. Lange (Vorsitzender des AGV Banken), Dr. Andras 
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Eurich  (Vorsitzender des AGV Versicherungen, Vorstandsvorsitzender der Barmenia Versicherun-
gen), Christina Ramb (Mitglied der Hauptgeschäftsführung, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände) und Christoph Schmitz (Mitglied des Verdi-Bundesvorstandes) beleuchteten das Thema aus 
arbeits- und gesellschaftspolitischer Sicht. 
  
Abschließender Höhepunkt war der Vortrag von Prof. Dr. Alena Buyx  (Direktorin des Instituts für Ge-
schichte und Ethik der Medizin der Technischen Universität München und Vorsitzende des Deutschen Ethi-
krats) zum Thema „Arbeit in Zeiten von ChatGPT“. 
 
Die Gäste der Veranstaltung äußerten sich ausgesprochen zufrieden nicht nur über die Möglichkeit zum 
persönlichen Austausch, sondern auch über die qualitativ hochwertigen Vorträge und Diskussionen. 
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Normung im Bereich  
Personalmanagement 
 
 
 

Der AGV Banken begleitet seit 2015 intensiv die Normung zu Personalmanagement-Themen und vertritt 
dort die Interessen der Arbeitgeber: im Deutschen Institut für Normung (DIN) über die Mitarbeit im Arbeits-
ausschuss Personalmanagement („Spiegelgremium“) innerhalb des DIN-Normenausschusses Dienstleistun-
gen und über die Mitgliedschaft in der Kommission Arbeitsschutz und Normung (KAN). Das DIN-Spiegel-
gremium tagte seit Herbst 2022 zwei Mal in virtueller Form (30. November 2022, 4. Juli 2023), die KAN 
kam zwei Mal zu Sitzungen zusammen (am 25./26. April 2023 in Sankt Augustin und am 8./9. November 
2023 in Stuttgart).  
 
Nach wie vor zeigt sich, dass durch die vielen Normen und Normungsvorhaben im Bereich Personalmanage-
ment und teilweise darüber hinaus (etwa Arbeitsschutz und psychische Arbeitsbelastung) eine neue Regu-
lierungsebene für die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen jenseits der Gesetzes- und Tarifebene entsteht, 
die stark die Interessen und Handlungsfelder der Sozialpartner berührt. Entsprechend setzt sich der AGV 
Banken auf verschiedenen Ebenen dafür ein, dass die Belange der Sozialpartner in Normungsvorhaben stär-
ker als bislang berücksichtigt werden. 
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Arbeitskreis Gesundheit 
und Arbeitsgestaltung 
 
 
 

Hybride Arbeit zum Diskutieren und Anfassen, Fokus auf Gefährdungsbeurteilungen 

Der Arbeitskreis Gesundheit und Arbeitsgestaltung des AGV Banken hat im Jahresverlauf 2022/23 zwei Mal 
getagt, am 17. Mai 2023 erstmals nach der Pandemie wieder in Präsenz in Hamburg sowie am 16. November 
2023 per Videokonferenz. 
 
In der Frühjahrssitzung gab es für die Teilnehmenden in den neuen Räumen der Hanseatic Bank in Hamburg 
Anschauungsunterricht in Sachen moderne Arbeitsplatzgestaltung: Auf Einladung von Ingo Breuel, Referent 
Betriebliches Gesundheitsmanagement, durfte der Arbeitskreis die erst 2022 bezogene Zentrale der Bank 
im Norden von Barmbek besichtigen und erhielt spannende Einblicke in Bürokonzepte für die neue hybride 
Arbeitswelt. 
  
Ebenso aufschlussreich waren auch der ausführliche Erfahrungsaustausch – ebenfalls mit dem Schwer-
punkt hybride Arbeit – und die Diskussion mit Nada Göltzer, Stv. Hauptgeschäftsführerin der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft (VBG), die als Gastreferentin Aufgaben und Angebote der VBG vorstellte und wert-
volle Hinweise für gesundheitsgerechte Arbeitsgestaltung aus Sicht der Unfallversicherung gab. 
 
In der virtuellen Herbstsitzung stand aus aktuellem Anlass zunächst ein Austausch zum Corona- und Impf-
geschehen auf der Tagesordnung. Anschließend diskutierten die Teilnehmenden ausführlich zum Thema 
psychische Gefährdungsbeurteilung; hierzu gab Kristina Schröteler, verantwortlich für Arbeitsschutz und 
Arbeitswelten bei der Berlin Hyp AG, einen Einblick in die Praxis ihres Unternehmens. Dr. Alexander Böhne 
(AGV Banken) stellte die Ergebnisse der Politikwerkstatt Mobile Arbeit im Bundesarbeitsministerium vor. 
Darüber hinaus nahm der Erfahrungsaustausch unter den Expertinnen und Experten breiten Raum ein. 
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Arbeits- und Sozialrecht: 
Gesetzgebung 
 
 
 
2023 endeten nach knapp drei Jahren die Corona-Arbeitsschutzregelungen 
zum betrieblichen Infektionsschutz. Das Hinweisgeberschutzgesetz trat 
nach intensiven und langwierigen Verhandlungen zwischen den Koalitions-
parteien in Kraft, ebenso eine neue Beitragsstruktur in der gesetzlichen Pfle-
geversicherung. In der Arbeitsrechtsgesetzgebung befinden sich hingegen 
die im Koalitionsvertrag angekündigten Gesetze nach wie vor im Planungs-
stadium: Entwürfe für eine Pflicht zur Arbeitszeiterfassung sowie für ein Fa-
milienstartzeitgesetz existieren bisher nur als Arbeitsfassung. Auch ein Ge-
setzentwurf zu mobiler Arbeit liegt noch nicht vor. Der AGV Banken hat 
seine Positionen in verschiedene Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 
 
 
 

Auslaufen der Corona-Maßnahmen 
 
 

Die gesetzlichen Regelungen zur Pandemiebekämpfung sind zu einem großen Teil mit Entspannung der In-
fektionslage bereits im Frühjahr 2022 ausgelaufen. Die SARS-Cov-2-Arbeitschutzverordnung, die den be-
trieblichen Infektionsschutz in den Fokus nimmt, galt jedoch fort und wurde erst Anfang 2023 endgültig 
aufgehoben. Zuvor hatte sich der AGV Banken gemeinsam mit der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) über die Arbeitgebervertreter im zuständigen Gremium des Arbeitsstättenaus-
schusses (ASTA) aktiv dafür eingesetzt, die Corona-Arbeitsschutzmaßnahmen für Betriebe nach knapp 
dreijähriger Laufzeit nicht erneut zu verlängern.  
 
Mit Blick auf das immer stärkere Auseinanderfallen von betrieblichen Schutzmaßnahmen auf der einen und 
weitgehenden Öffnungen und Lockerungen außerhalb des Arbeitsplatzes auf der anderen Seite erschien ein 
Festhalten an den strengen Vorgaben nicht mehr verhältnismäßig und vermittelbar. Arbeitgeber und Beschäf-
tigte können seitdem eigenverantwortlich festlegen, ob und welche Maßnahmen zum Infektionsschutz am 
Arbeitsplatz erforderlich sind und mit Blick auf die Situation im Herbst und Winter erforderlich sein werden.  
 
Es bleibt das Fazit, dass die Arbeitgeber von Beginn der Pandemie an mit viel Verantwortungsbewusstsein 
und Engagement agiert haben, kurzfristig auf sich beinahe täglich ändernde Anforderungen reagiert haben, 
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Hygienekonzepte laufend angepasst und sämtliche in der Corona-Arbeitsschutzverordnung/-regel geregelte 
Schutzmaßnahmen, einschließlich aufwendiger 3-G-Zutrittskontrollen und umfangreicher Möglichkeiten 
zum Homeoffice, umgesetzt haben.  
 
Der AGV Banken hat die rechtlichen und praktischen Fragestellungen rund um die Pandemie regelmäßig in 
einem Corona-Austausch mit den Instituten begleitet, den der Verband mit Beginn der Covid-19-Pandemie 
ins Leben gerufen hatte. 

 
 
 

Hinweisgeberschutz 
 
 

Im Berichtszeitraum wurde das Gesetzgebungsverfahren zum Hinweisgeberschutzgesetz abgeschlossen, 
nachdem der von Bundesrat und Bundestag angerufene Vermittlungsausschuss einen Kompromissvorschlag 
erarbeitet hatte. Das Gesetz zum Schutz von Hinweisgebern ist im Juni 2023 in Kraft getreten.  
 
Damit setzt Deutschland die bereits Ende 2019 in Kraft getretene EU-Whistleblower-Richtlinie in nationales 
Recht um. Die Regelungen schützen Personen, die im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit Infor-
mationen über Verstöße erlangt haben und diese an die vorgesehenen Meldestellen weitergeben. Neben 
Vorgaben zur Einrichtung geeigneter Meldestellen und zum Meldeverfahren sieht die Richtlinie zu diesem 
Zweck auch Regelungen vor, die Repressalien durch den Arbeitgeber als Reaktion auf die Meldung verhin-
dern sollen. 
 
Während des Gesetzgebungsverfahrens haben unter anderem die Deutsche Kreditwirtschaft (DK) unter 
Mitwirkung des AGV Banken sowie die BDA Stellung zu den geplanten Regelungen genommen und darin vor 
allem Kritik an der überschießenden Umsetzung der EU-Richtlinie und den damit verbundenen Belastungen 
für Unternehmen geübt. Dies betrifft insbesondere die Ausweitung des Anwendungsbereiches auf Verstöße 
gegen arbeitsrechtliche Vorschriften. Die Richtlinie selbst schützt nur Meldungen über Verstöße gegen EU-
Recht. Kritisiert wurde zudem, dass der Gesetzentwurf zunächst keinen Vorrang der Meldung über interne 
Meldekanäle vorsah. Stattdessen sollte ein Hinweisgeber frei wählen können, ob er sich zunächst an das 
Unternehmen und die dortigen Compliance-Kanäle wendet oder ob er unmittelbar eine externe Behörde 
kontaktiert. Die Richtlinie fordert die Mitgliedstaaten hingegen ausdrücklich auf, sich dafür einzusetzen, 
dass vorrangig interne Meldestellen in den Fällen genutzt werden, in denen intern wirksam gegen den Ver-
stoß vorgegangen werden kann und der Hinweisgeber keine Repressalien befürchtet. 
 
Letztgenannter Punkt wurde durch den Kompromissvorschlag des Vermittlungsausschusses aufgegriffen. 
Das Gesetz enthält nunmehr einen Vorrang (Soll-Vorschrift) der internen Meldestelle in Fällen, in denen 
wirksam gegen den Verstoß vorgegangen werden kann und der Hinweisgeber keine Repressalien befürchtet 
(§ 7 Abs. 1 S. 2 HinSchG). 
 
Der im Vermittlungsausschuss gefundene Kompromiss hat zu weiteren Verbesserungen des vom Bundestag 
ursprünglich beschlossenen Gesetzes geführt: 

 
 Konkretisierung des Anwendungsbereichs: Verstöße müssen im beruflichen Kontext erfolgen (§ 3 

Abs. 3 HinSchG). 
 Zudem wurde die Pflicht zur Entgegennahme anonymer Meldungen wieder gestrichen. Es besteht 

damit keine Verpflichtung, die Meldekanäle so zu gestalten, dass sie die Abgabe anonymer Meldungen 
ermöglichen. 

 Erweiterung der Aufbewahrungsfrist von Dokumentationen, solange dies erforderlich und verhältnis-
mäßig ist (§ 11 Abs. 5 HinSchG). 

 Präzisierung bei der Beweislastumkehr (§ 36 Abs. 2 S. 1 HinSchG). 
 Streichung des immateriellen Schadensersatzanspruchs. 
 Begrenzung der Bußgeldhöhe auf max. 50.000,00 Euro (§ 40 Abs. 6 S. 1 HinSchG). Dies entspricht 

einer Halbierung gegenüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf. 
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Regelungen zur mobilen Arbeit 
 
 

Die Regierungsparteien haben sich in ihrem Koalitionsvertrag vom 7. Dezember 2021 darauf verständigt, 
dass Beschäftigte in geeigneten Tätigkeiten einen Erörterungsanspruch über mobiles Arbeiten und Home-
office erhalten sollen. Arbeitgeber sollen dem Wunsch der Beschäftigten nur dann widersprechen können, 
wenn betriebliche Belange entgegenstehen. Homeoffice als Form der mobilen Arbeit soll zudem von der 
Telearbeit abgegrenzt werden und grenzüberschreitende mobile Arbeit soll erleichtert werden. 

 
Ein entsprechender Gesetzesentwurf wurde bisher nicht vorgelegt. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) hat im Herbst 2022 einen Dialog-Prozess „Politikwerkstatt Mobile Arbeit“ gestartet, der 
dem Gesetzgebungsverfahren zur Mobilarbeit vorgeschaltet wurde und in den der AGV Banken aktiv einge-
bunden war. Dabei handelt es sich um einen breiten Austausch sowie Diskussionsrunden mit den Sozialpart-
nern und weiteren Expertinnen und Experten mit dem Ziel, Lösungen zur gesunden Gestaltung der mobilen 
Arbeit zu finden.  
 
 Ausführliche Informationen dazu finden Sie im Kapitel „Arbeits- und sozialpolitische Agenda“ ab Seite 12. 
 

 
 

Elektronische Arbeitszeiterfassung 
 
 

Arbeitsentwurf zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat im April 2023 einen Arbeitsentwurf zur Ände-
rung des Arbeitszeitgesetzes erarbeitet. Vorausgegangen waren Entscheidungen des Europäische Gerichts-
hofs (EuGH) und des Bundesarbeitsgerichts (BAG) zur Aufzeichnungspflicht. Der EuGH hatte bereits am 
14. Mai 2019 entschieden, dass die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber verpflichten müssen, ein objektives, ver-
lässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die vom Arbeitnehmer geleistete tägliche Ar-
beitszeit gemessen werden kann. Nach derzeitigem nationalem Recht ist eine Pflicht zur Aufzeichnung der 
Arbeitszeit grundsätzlich jedoch nur für die über die werktägliche Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer vorgesehen, § 16 Abs. 2 ArbZG. Das BAG zog in seiner Entscheidung vom 13. September 
2022 die allgemeine arbeitsschutzrechtliche Vorschrift des § 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG heran, um eine gene-
relle Pflicht der Arbeitgeber zu begründen, Arbeitszeiterfassungssysteme bereitzustellen und zu nutzen, um 
die gesamte Arbeitszeit ihrer Beschäftigten aufzuzeichnen.  
 
Das BMAS hatte daraufhin angekündigt, die Arbeitszeiterfassung im Rahmen einer Novellierung des Ar-
beitszeitgesetzes zu regeln. Die Pläne des Ministeriums sehen eine Pflicht zur elektronischen taggleichen 
Erfassung von Beginn, Ende und Dauer der Arbeitszeit vor. Eine Delegation der Aufzeichnung auf die Be-
schäftigten soll möglich bleiben, der Arbeitgeber bleibt indes Verantwortlicher. Er kann auf die Kontrolle der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit verzichten, muss aber sicherstellen, dass ihm Verstöße gegen die ge-
setzlichen Bestimmungen bekannt werden. Trotz des eindeutigen Bekenntnisses für den Erhalt der Vertrau-
ensarbeitszeit im Koalitionsvertrag vom 17. Dezember 2021 ist eine solche im Sinne eines Verzichts auf die 
Zeiterfassung nach den Plänen des BMAS nicht möglich. Der Arbeitsentwurf lässt die Ausnahmevorschrif-
ten der §§ 18 ff. ArbZG (insb. keine Aufzeichnungspflicht für leitende Angestellte) unverändert und enthält 
Abweichungsmöglichkeiten insbesondere von der elektronischen Form und dem Zeitpunkt der Aufzeichnung 
für Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen aufgrund eines Tarifvertrags. 
 
Es gab bis Ende November keine Einigung innerhalb der Bundesregierung über die Details der Ausgestal-
tung der Aufzeichnungspflicht. Es wurde bisher kein offizieller Referentenentwurf in die Verbändeanhörung 
bzw. das parlamentarische Verfahren eingebracht. Der AGV Banken setzt sich gemeinsam mit der BDA da-
für ein, dass die künftige gesetzliche Regelung besser an die praktischen Bedürfnisse der Unternehmen und 
Beschäftigten angepasst wird und die Spielräume, die die europäische Arbeitszeitrichtlinie eröffnet, stärker 
genutzt werden.  
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Der Entwurf sieht im Grundsatz eine Pflicht zur elektronischen Zeiterfassung vor, die zudem taggenau zu 
erfolgen hat, und geht damit über die Anforderungen des EuGH hinaus. Sowohl der EuGH als auch das BAG 
haben die Art und Weise der Arbeitszeiterfassung in ihren Entscheidungen offen gelassen. 
 
Die vorgesehene Abweichungsmöglichkeit beschränkt sich auf Tarifverträge (die für Betriebsvereinbarun-
gen Öffnungen enthalten können). Sie gilt – abweichend zu der bisherigen Systematik des Arbeitszeitgeset-
zes – nur für tarifgebundene Arbeitgeber. Es sind keine Abweichungen im Geltungsbereich eines Tarifver-
trages durch Individualvereinbarungen oder Betriebsvereinbarungen vorgesehen. 
 
Richtigerweise ist die Arbeitszeiterfassungspflicht im Arbeitszeitgesetz zu verorten, es sollte damit ein 
Rückgriff auf das Arbeitsschutzgesetz ausgeschlossen sein. Richtig ist ebenfalls, die Ausnahmevorschriften 
in den §§ 18 ff., die durch die EU-Arbeitszeitrichtlinie gedeckt sind, unangetastet zu lassen. 

 
Entgegen den ausdrücklichen Ankündigungen des Koalitionsvertrags enthält der Entwurf aus dem BMAS 
keine Regelungen zur Flexibilisierung der Höchstarbeitszeit bzw. der Ruhezeiten. Vielmehr beschränkt er 
sich auf neue Regulierungen und Bürokratie. Eine Novellierung des ArbZG sollte richtigerweise gleichzeitig 
die im Koalitionsvertrag angekündigten Arbeitszeitflexibilisierungen umsetzen. 
 
 
 

Entgeltgleichheit 
 
 

EU veröffentlicht Richtlinie zur Lohntransparenz 
Die Europäische Kommission, das Europäische Parlament sowie die zuständigen nationalen Minister haben 
sich nach zweijährigen Verhandlungen auf den Rechtstext einer Entgelttransparenz-Richtlinie geeinigt. Die 
„Richtlinie zur Stärkung der Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit durch Lohntransparenz und Durchsetzungsmechanismen” ist am 6. Juni 
2023 in Kraft getreten. 
 
Die Entgelttransparenz-Richtlinie legt Regeln und Kriterien fest, die darauf abzielen, das geschlechtsspezifi-
sche Lohngefälle zu beseitigen und die Lohntransparenz in den Mitgliedstaaten zu erhöhen. Die neuen Re-
geln müssen innerhalb von drei Jahren (bis zum 7. Juni 2026) in nationales Recht umgesetzt werden und 
lösen Anpassungsbedarf im deutschen Arbeitsrecht, insbesondere im EntgTranspG aus.   
 
Aus Arbeitgebersicht sind insbesondere folgende Inhalte der Richtlinie von Relevanz: 
 
 Geltungsbereich: Erfasst werden alle Arbeitgeber unabhängig von ihrer Größe. Ausnahmen für tarifge-

bundene und tarifanwendende Unternehmen sind nicht vorgesehen. Vom Geltungsbereich werden auch 
Bewerber erfasst (Artikel 2). 
 

 Gleichwertige Arbeit: Artikel 4 Ziff. 4 S. 3 nennt (nicht abschließend) objektive Kriterien für gleichwer-
tige Arbeit: „Kompetenzen, Belastungen, Verantwortung, Arbeitsbedingungen sowie weitere Faktoren, 
die für den konkreten Arbeitsplatz oder die konkrete Position relevant sind“. Insbesondere soziale Kom-
petenzen dürfen bei der Beurteilung nicht unterbewertet werden (Artikel 4, Ziff. 4 S. 5). 
 

 Auskunftsanspruch für Bewerber*innen: Der Arbeitgeber wird verpflichtet, vor dem Vorstellungsge-
spräch das Einstiegsentgelt für die betreffende Stelle bzw. dessen Spanne sowie gegebenenfalls ein-
schlägige Bestimmungen eines Tarifvertrags anzugeben (zum Beispiel in der Stellenausschreibung). Ein 
Arbeitgeber darf Bewerber*innen nicht nach ihrem bisherigen Arbeitsentgelt in ihrem derzeitigen und 
früheren Arbeitsverhältnissen fragen (Artikel 5). 
 

 Auskunftsanspruch für Arbeitnehmer*innen: Die Richtlinie sieht einen individuellen Auskunftsanspruch 
vor. Dieser kann auf Wunsch der/des Beschäftigten und im Einklang mit nationalen Rechtsvorschriften 
und/oder Gepflogenheiten auch von Arbeitnehmervertreter*innen wahrgenommen werden (Artikel 7, 
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Ziff. 2). In Deutschland kann ein Auskunftsanspruch bisher nur in Unternehmen mit in der Regel mehr 
als 200 Beschäftigten geltend gemacht werden. Zudem gilt für tarifgebundene und tarifanwendende 
Unternehmen eine Angemessenheitsvermutung und es gelten vereinfachte Verfahrensregeln (§ 14, §§ 
10 ff. EntgTranspG). 
 

 Informationspflicht des Arbeitgebers: Der Arbeitgeber muss alle Arbeitnehmer*innen jährlich über ihr 
Recht auf Auskunft und über die Schritte, die der/die Arbeitnehmer*in unternehmen muss, um dieses 
Recht auszuüben, informieren (Artikel 7, Ziff. 3).  
 

 Berichtspflichten: Arbeitgeber mit mehr als 100 Beschäftigten müssen in regelmäßigen Abständen um-
fassende Berichtspflichten zum geschlechterspezifischen Lohngefälle erfüllen (Artikel 9). Entsprechend 
den aktuellen Regelungen des deutschen Entgelttransparenzgesetzes werden Unternehmen mit in der 
Regel weniger als 500 Arbeitnehmer*innen von Berichtspflichten ausgenommen. 

 
 Gemeinsame Entgeltbewertung: Der Arbeitgeber muss in Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmerver-

treter*innen eine Entgeltbewertung vornehmen, wenn die folgenden drei Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. aus der Berichterstattung über das Entgelt ergibt sich ein Unterschied bei der durchschnittlichen 

Entgelthöhe von Arbeitnehmer*innen in Höhe von mindestens 5 Prozent in einer Gruppe von Arbeit-
nehmer*innen; 

2. der Arbeitgeber kann ein solches Gefälle nicht anhand objektiver geschlechtsneutraler Faktoren 
rechtfertigen; 

3. der Arbeitgeber hat ein solches Gefälle nicht innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag der Be-
richterstattung über das Entgelt korrigiert (Artikel 10). 

 
Die gemeinsame Entgeltbewertung soll durch eine umfassende Analyse Entgeltunterschiede zwischen Ar-
beitnehmer*innen, die nicht durch objektive und geschlechtsneutrale Kriterien gerechtfertigt sind, feststel-
len, korrigieren und verhindern. Die Richtlinie enthält darüber hinaus Vorschriften zu Schadensersatz, Be-
weislast und Sanktionen (Bußgeldern) (Artikel 16, 18, 19, 23). 
 
Aus Arbeitgebersicht ist insbesondere zu kritisieren, dass die Lohntransparenz-Richtlinie tarifgebundene 
und tarifanwendende Unternehmen ohne Ausnahme in den Geltungsbereich aufnimmt und damit die beson-
dere Bedeutung von Tarifverträgen nicht berücksichtigt. Die Vergütung nach Tarifverträgen erfolgt tätig-
keitsbezogen und nach arbeitswissenschaftlichen sowie längerfristig stabilen ökonomischen Kriterien. Tarif-
vertragliche Regelungen gewährleisten damit über ihre transparente Entgeltsystematik die gleiche Bezah-
lung bei gleicher Arbeit. Zudem werden die Belastung der Betriebe und der Datenschutz bei sensiblen Ge-
haltsdaten nicht ausreichend berücksichtigt. Die Richtlinie sorgt über eine Vielzahl von Ansprüchen, vorge-
schriebenen statistischen Berechnungen und öffentlichen Berichtspflichten für eine ausufernde Bürokrati-
sierung in Unternehmen.  
 
Die Vorschriften der Lohntransparenz-Richtlinie gehen über die bereits im EntgTranspG geregelten Pflich-
ten hinaus und lösen daher Anpassungsbedarf des deutschen Rechts aus. Dies betrifft insbesondere den 
Auskunftsanspruch, die Berichterstattung über das Entgeltgefälle zwischen Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen sowie das Verfahren der gemeinsamen Entgeltbewertung von Arbeitgeber und Betriebsrat. 
 
 

 

Pflegereform 
 
 

Änderungen im Beitragsrecht der Pflegeversicherung 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 wurde durch das Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz (PUEG 2.0) 
eine neue Beitragsstruktur in der gesetzlichen Pflegeversicherung eingeführt. Hintergrund war ein Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichtes, wonach die derzeitige Beitragsbelastung in der Pflegeversiche-
rung als Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG anzusehen sei. Die neue Beitragsstruktur sieht unter anderem vor, 
dass die Höhe des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung von der Zahl der Kinder unter 25 Jahren abhängig 
ist. Die entscheidenden Regelungen finden sich in § 55 SGB XI: 
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 Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung wird von derzeit 3,05  auf 3,4 Prozent erhöht. 

 
 Kinderlose Versicherte zahlen wie bisher nach Vollendung des 23. Lebensjahres einen Beitragszuschlag, 

der von derzeit 0,35 auf 0,6 Prozentpunkte steigt. Dieser Zuschlag ist, wie bisher auch, nur vom Arbeit-
nehmer zu tragen. 
 

 Für Versicherte mit Kindern ist ab dem zweiten bis zum fünften Kind bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres (Monat des Geburtstages) ein Beitragsabschlag von 0,25 Prozentpunkten anzuwenden.  
 

 Unabhängig vom Alter der Kinder sollen Eltern lebenslänglich den halben Beitragssatz (1,7 Prozent) tragen. 
 
Die Arbeitgeber müssen als beitragsabführende Stelle (für Arbeitnehmer*innen und Betriebsrentner*innen) 
die Voraussetzungen für die Beitragspflicht feststellen und die Nachweise der Elterneigenschaft (über die 
Anzahl der Kinder und deren Geburtsdatum) zu den Lohnunterlagen nehmen. 
 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) hat in mehreren Stellungnahmen bereits 
frühzeitig auf die gravierenden Probleme der Arbeitgeber bei der Umsetzung hingewiesen, die sich neben ei-
ner Erhöhung der Lohnnebenkosten vor allem aus dem immensen bürokratischen Aufwand und der viel zu kurz 
bemessenen zeitlichen Frist ergeben. Durch die Intervention der Arbeitgeberseite konnte erreicht werden, 
dass in Zukunft nicht der einzelne Arbeitgeber für die Erhebung der notwendigen Daten zur Anzahl der be-
rücksichtigungsfähigen Kinder verantwortlich sein wird, sondern er diese im Rahmen eines digitalen Verfah-
rens bei einer zentralen Datenstelle abrufen können wird, die bis zum 31. März 2025 eingerichtet werden soll.  
 
Für die Übergangszeit wurde während des Gesetzgebungsverfahrens ein vereinfachtes Nachweisverfahren 
eingeführt. Vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 ist es ausreichend, wenn Arbeitnehmer*innen ihre unter 
25-jährigen Kinder der beitragsabführenden Stelle (i.d.R. dem Arbeitgeber) nach Aufforderung mitteilen. 
Auf die Vorlage und Prüfung konkreter Nachweise kann der Arbeitgeber verzichten. Die Übergangsvor-
schrift erlaubt zudem eine rückwirkende Beitragskorrektur bis zum 30. Juni 2025.  
 
Auf der Website des AGV Banken steht ein Musterinformationsschreiben an die Beschäftigten sowie ein 
Muster für eine Selbstauskunft zur Zahl der berücksichtigungsfähigen Kinder zur Verfügung. 
 
 

 

Familienstartzeit-Gesetz 
 
 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat Pläne für ein Familienstart-
zeit-Gesetz vorgestellt. Der Arbeitsentwurf regelt im Kern einen Anspruch des Partners/der Partnerin der 
Mutter auf vergütete Freistellung für die Dauer der ersten zehn Arbeitstage unmittelbar nach einer Geburt, 
der in einem neuen § 25a Mutterschutzgesetz (MuSchG) verankert werden soll. Anspruchsberechtigt kön-
nen der andere Elternteil oder eine von der Frau benannte Person sein, wenn der andere Elternteil nicht mit 
der Frau in einem Haushalt lebt (Alleinerziehende). Der Arbeitgeber zahlt während der Freistellung Partner-
schaftslohn in Höhe des durchschnittlichen Arbeitsentgelts der letzten drei Kalendermonate. Die Lohner-
satzleistung soll nach dem Willen des Familienministeriums über die arbeitgeberfinanzierte U2-Umlage 
(Mutterschutzumlage) finanziert werden. Erklärtes Ziel der Familienstartzeit ist es, „eine gleichmäßigere 
Aufteilung von Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Frauen und Männern zu fördern und den frühzei-
tigen Aufbau einer engen Bindung zwischen Vätern und Kindern zu ermöglichen“ und dadurch „Grundlagen 
für eine gemeinsame Arbeitsteilung“ zu legen.  
 
Grundlage der Pläne ist zum einen der Koalitionsvertrag vom 7. Dezember 2021, in dem sich die Regierungs-
parteien auf die Einführung einer zweiwöchigen vergüteten Freistellung für die Partnerin oder den Partner 
nach der Geburt eines Kindes verständigt haben, allerdings ohne die Frage der Finanzierung eines solchen 
Anspruchs zu klären. Zum anderen sieht die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie ein „Recht auf Vaterschaftsurlaub 
für Väter oder gleichgestellte zweite Elternteile von mindestens zehn Tagen um den Zeitpunkt der Geburt 
des Kindes“ vor, umzusetzen bis zum 2. August 2022. Das BMFSFJ geht allerdings selber davon aus, dass 
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die vorhandenen Freistellungs- und Elterngeldansprüche im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) den Vorgaben der Richtline bereits genügen. 

 
Der Gesetzentwurf wurde mangels Einigung innerhalb der Bundesregierung noch nicht offiziell in das Ge-
setzgebungsverfahren eingebracht. Eine Verbändeanhörung hat bisher nicht stattgefunden.  
 
Aus Arbeitgebersicht ist ein neuer gesetzlicher Anspruch nicht erforderlich: Mit Elternzeit und Elterngeld 
stehen bereits umfangreiche und flexible vergütete Freistellungsmöglichkeiten zur Verfügung, die zudem 
den Anforderungen der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie genügen. Der gesellschaftliche Wandel zu mehr partner-
schaftlicher elterlicher Verantwortung ist zudem keine finanzielle Aufgabe der Arbeitgeber, sondern sollte 
durch die Gesellschaft finanziert werden, also durch Steuern. Eine Finanzierung über die U2-Umlage ist 
überdies systemfremd. Diese dient dazu, Mutterschutzaufwendungen der Arbeitgeber auszugleichen, die in 
den Unternehmen aufgrund des Arbeitsschutzes für Schwangerschaft oder Stillzeit entstehen; Partnerfrei-
stellung ist hingegen kein Arbeitsschutz.  

 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) hat zudem generell mehr Transparenz im 
U2-Umlageverfahren gefordert, dessen Kosten in den vergangenen Jahren sprunghaft gestiegen sind. 
 

 
 

Beschäftigtendatenschutz 
 
 

SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben sich in ihrem Koalitionsvertrag vom 7. Dezember 2021 darauf 
verständigt, „Regelungen zum Beschäftigtendatenschutz [zu schaffen], um Rechtsklarheit für Arbeitgeber 
sowie Beschäftigte zu erreichen und die Persönlichkeitsrechte effektiv zu schützen.“ Das BMAS und das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) haben im April 2023 ein Eckpunktepapier mit mögli-
chen Inhalten für ein Beschäftigtendatenschutzgesetz erarbeitet, das in einem Stakeholder-Dialog erörtert 
wurde. Der AGV Banken kooperiert hierzu, insbesondere mit Blick auf branchenspezifische Probleme, eng 
mit dem Bundesverband deutscher Banken (BdB) sowie mit der BDA. 
 
Inhaltlich erinnert der Entwurf an die bereits in den Jahren 2009/2010 vom BMI/BMAS vorgelegten Refe-
rentenentwürfe für ein eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz und umfasst insbesondere folgende 
Punkte:  
 
 Weiter Anwendungsbereich: Entscheidend sein soll der funktionale Zusammenhang zum Beschäftig-

tenkontext. Die Neuregelungen sollen auch für solo-selbständige Plattformtätige gelten. 
    

 Regelungen zur Kontrolle und Überwachung von Beschäftigten: Die dauerhafte Erfassung von Be-
schäftigtendaten soll ausnahmsweise möglich sein, zum Beispiel für die Sicherheit von Beschäftigten. 
Punktuelle Datenerhebung in Echtzeit soll erheblich eingeschränkt werden.   
 

 Regelungen für den Einsatz von KI: Vorgesehen ist die Regelung typischer Verarbeitungsvorgänge, die 
auf KI oder Algorithmen basieren.  
 

 Regelungen für Bewerbungsverfahren: Die Zulässigkeit von Fragen im Bewerbungsgespräch und die 
Voraussetzungen von Tests und Untersuchungen sollen geregelt werden. Informationen über Bewer-
ber*innen sollen nur direkt erhoben werden dürfen.  
 

 Schutz besonders sensibler Daten: Für die Verarbeitung besonders sensibler Informationen sollen typi-
sche Fälle geregelt werden. Eine Verarbeitung biometrischer Daten soll nur in begründeten Ausnahme-
fällen zulässig sein.  
 

 Regelungen zur Interessenabwägung: Kriterien, wann eine Datenverarbeitung erforderlich ist, sollen 
festgeschrieben werden.  
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 Vorgaben für die Einwilligung: Beispiele für mögliche Einwilligungen im Bereich des Arbeitsverhältnis-
ses sollen aufgelistet werden, zum Beispiel bezüglich der Nutzung von Fotos im Intranet.   
 

 Regelungen zu „Bring Your own Device“: Erwogen wird die Konkretisierung der Anforderungen an die 
Verwendung privater Geräte für dienstliche Zwecke (BYOD-Lösungen).   

 
Die Eckpunkte sehen darüber hinaus eine Weiterentwicklung der betrieblichen Mitbestimmung in Bezug 
auf den Beschäftigtendatenschutz, die Regelung konzerninterner Datenübermittlungen für bestimmte 
Fallgruppen sowie eine Ergänzung der Betroffenenrechte, z.B. bei der Löschung von Bewerberdaten vor. 
Geprüft werden soll auch, ob und inwieweit gesetzliche Konkretisierungen für Kollektivvereinbarungen als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von Beschäftigtendaten möglich sind.   
 
Aus Arbeitgebersicht birgt ein eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz außerhalb der Systematik 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) Risiken für die technische Entwicklung und den produktiven Ge-
brauch von Daten. Digitale Anwendungen können regelmäßig zur Optimierung von betrieblichen Prozessen 
sowie zur Unterstützung der Beschäftigten beitragen. Datenschutz sollte zukunftsträchtige Entwicklungen 
begleiten und nicht behindern. Erforderlich sind daher entwicklungsoffene Regelungen, die Datenschutz mit 
dem Fortschritt der Digitalisierung in der Arbeitswelt in Einklang bringen und gewachsene Strukturen in den 
Unternehmen nicht gefährden. Die betroffenen Interessen sind darüber hinaus einzelfallbezogen in einen 
angemessenen Ausgleich zu bringen. Dem widerspricht der Ansatz einer fallgruppenartigen Ausgestaltung 
der datenschutzrechtlichen Anforderungen.  
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Arbeits- und Sozialrecht: 
Rechtsprechung 
 
 
 
In der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) stand im vergan-
genen Jahr vor allem die Entscheidung des Ersten Senats zur Arbeitszeiter-
fassung im Mittelpunkt. Das BAG hat aber auch seine Rechtsprechung zum 
Verfall und zur Verjährung von Urlaubsansprüchen sowie zur Entgeltgleich-
heit weiterentwickelt. 
 
 

Pflicht zur Arbeitszeiterfassung 

Arbeitgeber sind nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG verpflichtet, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer zu erfassen. Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) mit Beschluss vom 13. September 2022 
(1 ABR 22/21) entschieden. Laut BAG ergibt sich die Aufzeichnungspflicht nicht aus dem Arbeitszeitgesetz, 
sondern aus der Auslegung des Arbeitsschutzgesetzes in Anlehnung an das CCOO-Urteil des EuGH vom 19. 
Mai 2019. Diese Verpflichtung schließe das Bestehen eines Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats bei der 
Einführung eines Arbeitszeiterfassungssystems nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG aus. Ein Initiativrecht bezo-
gen auf das „Wie“ einer (elektronischen) Arbeitszeiterfassung folge nicht aus § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. Der 
Arbeitgeber habe ein weites Ermessen in der Art und Weise der Durchführung der Erfassung. So könne er 
weiterhin die Arbeitszeitaufzeichnung auf die Arbeitnehmer delegieren. Auch eine nicht elektronische Form 
der Arbeitszeiterfassung bleibt möglich. 
 
Die vom Gesetzgeber angekündigte Anpassung des Arbeitszeitgesetzes lässt auf sich warten, sodass in den 
Betrieben weiter große Unsicherheit bezüglich der Arbeitszeiterfassung herrscht. 
 
Entgeltgleichheit 

Vergütet ein Arbeitgeber männliche und weibliche Arbeitnehmer für die gleiche Arbeit unterschiedlich, be-
gründet dies die Vermutung einer Entgeltbenachteiligung nach § 22 AGG. Das BAG hat entschieden (Urteil 
vom 16. Februar 2023 – 8 AZR 450/21), dass sich der Arbeitgeber zur Widerlegung der Vermutung nicht 
darauf berufen kann, dass er sich in Ausübung der beiderseitigen Vertragsfreiheit auf ein höheres Entgelt 
mit einem Bewerber verständigt hat. Würde die Berufung auf die Vertragsfreiheit zur Widerlegung der Be-
nachteiligungsvermutung ausreichen, könne nicht ausgeschlossen werden, dass das Geschlecht mitursäch-
lich für die Vereinbarung der höheren Vergütung gewesen ist. Das BAG stellte klar, dass bei der Ver-
gleichsbetrachtung nur auf die Grundvergütung abzustellen ist und ein niedrigeres Grundgehalt nicht mit 
einer höheren variablen Vergütung oder zusätzlichen Freistellungsansprüchen aufgewogen werden kann.  
Die Entscheidung schränkt individuelle Vertragsanpassungen außerhalb tariflicher oder betrieblicher Ent-
geltstrukturen rechtlich ein. Sofern Arbeitgeber mit einzelnen Mitarbeitern verschiedener Geschlechter, die 
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gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten, ein höheres Entgelt vereinbaren möchten, stellt das BAG an 
die Rechtfertigung hohe Nachweis- bzw. Dokumentationsanforderungen. 
 
Urlaub – Mitwirkungsobliegenheit und Verfall 

Das BAG hat mit zwei Entscheidungen seine Rechtsprechung zum Verfall von Urlaubsansprüchen und der 
Mitwirkungsobliegenheit des Arbeitgebers weiterentwickelt (Urteil vom 20. Dezember 2022 – 9 AZR 
401/19; Urteil vom 31. Januar 2023 – 9 AZR 107/20). Bei erkrankten Arbeitnehmern, die im Bezugszeitraum 
tatsächlich gearbeitet haben, verfalle der Urlaub nur, wenn der Arbeitgeber auf den Verfall des Urlaubs hin-
gewiesen habe. Nur bei Arbeitnehmern, die über den gesamten Bezugszeitraum erkrankt gewesen seien, 
verfalle der Urlaubsanspruch nach 15 Monaten, unabhängig davon, ob der Arbeitgeber seinen Mitwirkungs-
verpflichtungen nachgekommen ist.  
 
Mit der zweiten Entscheidung aus dem Januar 2023 konkretisierte das BAG die zeitliche Dimension der Mit-
wirkungsobliegenheit des Arbeitgebers. Das BAG entschied, dass diese für das Urlaubsjahr nur insoweit be-
steht, als dass er die Zeit hatte, den Arbeitnehmer tatsächlich über den Verfall zu informieren. Um diesen 
Zeitraum zu bestimmen, zieht das BAG die Vorgaben zum schuldhaften Zögern i.S.v. § 121 Abs. 1 S. 1 BGB 
heran. Der Informationspflicht müsse deshalb grundsätzlich sechs Werktage nach Entstehen des Urlaubs-
anspruches nachgekommen werden. Die Entscheidungen machen erneut deutlich, dass Arbeitgeber ihre 
Mitarbeiter in der ersten Januarwoche über den möglichen Verfall ihrer Urlaubsansprüche informieren soll-
ten, um eine Kumulierung von Urlaubsansprüchen über mehrere Jahre zu vermeiden. 
 
Vorlage AU-Bescheinigung – Mitbestimmung des Betriebsrats 

Ordnet der Arbeitgeber für einzelne Beschäftigte an, dass sie ab dem ersten Krankheitstag eine Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung vorlegen müssen, unterliegt diese Anordnung nicht der Mitbestimmung des Betriebs-
rats nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (BAG, Beschluss vom 15. November 2022 – 1 ABR 5/22). Die Anordnung 
zur sofortigen Vorlage einer AU-Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 S. 3 EFZG könne zwar einen kollektiven Tatbe-
stand begründen, dafür bedürfe es aber eines regelhaften Verhaltens des Arbeitgebers. Ein solches liegt nach 
Ansicht des BAG vor, wenn der Arbeitgeber die Anordnung gegenüber allen Arbeitnehmern oder bestimmten 
Gruppen von Arbeitnehmern ausspricht. Die Anordnung an Arbeitnehmer mit „häufigen Kurzerkrankungen“ 
oder allgemein „hohen Fehlzeiten“ begründe noch keine Regelhaftigkeit der Anordnung.    
 
Direktionsrecht – Versetzung ins Ausland 

Arbeitgeber können in Ausübung ihres Direktionsrechts nach § 106 GewO Arbeitnehmer an einen Standort 
im Ausland versetzen. Das BAG hat entschieden, dass die Versetzungsbefugnis des Arbeitgebers nicht auf 
das Territorium der Bundesrepublik Deutschland beschränkt ist, sofern der Arbeitsort weder arbeitsvertrag-
lich noch durch Kollektivvereinbarung festgelegt ist (BAG, Urteil vom 30. November 2022 – 5 AZR 336/21). 
Auch der Arbeitsvertrag als solcher begrenze die Versetzungsbefugnis nicht. Die Versetzung müsse im Ein-
zelfall nach billigem Ermessen erfolgen. Die Entscheidung ermöglicht es Unternehmen, Beschäftigte aus 
Deutschland an Standorte oder Tochterfirmen im europäischen Ausland zu versetzen, sofern die individual- 
und kollektivrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Das BAG stellt in der Entscheidung weder auf die Be-
sonderheit der Position des Klägers als Pilot noch auf die Besonderheiten der Luftfahrtbranche ab, sodass 
die Ausführungen zur Versetzungsmöglichkeit ins Ausland generell und nicht nur für besonders „mobile“ 
Branchen gelten.  
 
Krankheitsbedingte Kündigung – Neues zum BEM 

Initiiert der Arbeitgeber ein Gespräch zum betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) mit einem lang-
zeiterkrankten Arbeitnehmer und willigt der Arbeitnehmer nicht in eine vom Arbeitgeber vorgelegte Daten-
verarbeitungserklärung ein, berechtigt dies den Arbeitgeber nicht, das BEM als erfolglos abzubrechen 
(BAG, Urteil vom 15. Dezember 2022 – 2 AZR 162/22). Eine solcher Verzicht auf die Durchführung eines 
BEM durch den Arbeitgeber gehe bei einer anschließenden krankheitsbedingten Kündigung zu seinen Las-
ten. Da § 167 Abs. 2 SGB IX keine Anhaltspunkte dafür biete, dass der Arbeitnehmer pauschal in eine Daten-
verarbeitung einwilligen muss, dürfe der Arbeitgeber die Durchführung des BEM nicht davon abhängig ma-
chen. Er müsse vielmehr das BEM einleiten und könne es abbrechen, sofern der Arbeitnehmer sich weigert, 
notwendige Gesundheitsdaten vorzulegen.  
 
Der Verzicht auf ein BEM durch den Arbeitgeber führte im konkreten Fall dazu, dass die krankheitsbedingte 
Kündigung sozial ungerechtfertigt war, weil der Arbeitgeber es versäumt hatte, mithilfe des BEM mildere 
Mittel als die Kündigung zu eruieren. Die Entscheidung zeigt erneut auf, wie wichtig, die Durchführung des 
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BEM-Gesprächs vor der Aussprache einer krankheitsbedingten Kündigung ist. Ein Verzicht oder frühzeitiger 
Abbruch des BEM durch den Arbeitgeber kann im Kündigungsschutzprozess zu seinen Lasten gehen, wenn 
er es versäumt, mildere Maßnahmen durch das BEM zu identifizieren. 
 
Kündigung aufgrund Äußerung in einer Chat-Gruppe 

Äußert sich ein Arbeitnehmer in einer privaten Chatgruppe in stark beleidigender, rassistischer, sexistischer 
oder zu Gewalt aufstachelnder Weise über Vorgesetzte und andere Kollegen, kann er sich gegen eine außer-
ordentliche Kündigung seines Arbeitsverhältnisses aus diesem Anlass nur im Ausnahmefall auf eine berech-
tigte Vertraulichkeitserwartung berufen. Das hat das BAG mit Urteil vom 24. August 2023 (2 AZR 17/23) 
entschieden. Der Kläger war gemeinsam mit anderen Arbeitnehmern in einer Whatsapp-Gruppe, in der er 
sich – wie auch andere Mitglieder – in beleidigender und menschenverachtender Weise über Vorgesetzte 
und Arbeitskollegen geäußert hatte. In den Vorinstanzen hatte sich der Kläger erfolgreich darauf berufen, 
dass seine Äußerungen einer berechtigten Vertraulichkeitserwartung unterlagen. 
 
Das BAG hat die Rechtsauffassung der Vorinstanzen nicht bestätigt und entschieden, dass die Vertraulich-
keitserwartung nur dann berechtigt ist, wenn die Mitglieder der Chatgruppe den besonderen persönlich-
keitsrechtlichen Schutz einer Sphäre vertraulicher Kommunikation in Anspruch nehmen können. Dafür 
müsse der Kläger darlegen, weshalb er sich angesichts der Größe der Chatgruppe, der unterschiedlichen 
Beteiligung der Gruppenmitglieder an den Chats und der Nutzung eines auf schnelle Weiterleitung von Äu-
ßerungen angelegten Mediums eine berechtigte Vertraulichkeitserwartung haben durfte. 
 
 
 

  



43 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 
 
 

  09 



44 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 

Arbeitsrechtliche  
Beratung 
 
 
 

Einen Schwerpunkt der allgemeinen Beratung des Verbandes bildeten zu Beginn des Jahresverlaufs 
2022/2023 Fragen zur Steuer- und Beitragsfreiheit von tariflichen und betrieblichen Sonderzahlungen zum 
Inflationsausgleich. Zudem standen die rechtlichen Rahmenbedingungen des Arbeitsschutzes beim mobilen 
Arbeiten sowie die sozialversicherungsrechtlichen Folgen bei Mobilarbeit aus dem Ausland im Fokus. 
 
Bei der Beratung zu allgemeinen arbeitsrechtlichen Fallgestaltungen dominierten Fragen zur Umsetzung der 
Urteile des Bundesarbeitsgerichts (BAG) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum Thema Verfall 
von Erholungsurlaub sowie zur Pflicht zur Arbeitszeiterfassung. Hohen Beratungsbedarf der Mitgliedsunter-
nehmen gab es außerdem zu Fragen der vertraglichen und praktischen Gestaltung verschiedener Formen 
der Arbeitszeitflexibilisierung (Sabbatical, (Brücken-)Teilzeit, Altersteilzeit, tarifliche Familienphase). 

 
Anfragen zum Manteltarifvertrag betrafen insbesondere die Eingruppierungsvorschriften der §§ 6 und 7 
MTV, die Regelungen zur Arbeitszeit und zuschlagspflichtigen Mehrarbeit (§§ 2, 5 MTV) sowie zur Um-
wandlung von Tarifleistungen (§18 MTV). 
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Arbeitsrechtsausschuss 
 
 
 

Die Mitglieder des Arbeitsrechtsausschusses des Verbandes trafen sich im Jahresverlauf 2022/2023 am 18. 
November 2022 bei der BNP Paribas in Frankfurt/Main, am 18. April 2023 bei der Targobank in Düsseldorf 
und am 20. Juni 2023 virtuell per Videokonferenz, um sich zu aktuellen arbeits- und sozialrechtlichen Fra-
gen und Entwicklungen auszutauschen. 
 
Neben dem regelmäßigen Erfahrungsaustausch waren insbesondere die Umsetzung des Pflegeunterstüt-
zungs- und Entlastungsgesetzes (PUEG 2.0), des Hinweisgeberschutzgesetzes sowie die geplanten Geset-
zesvorhaben zu den Themen Arbeitszeiterfassung, Familienstartzeit und das Tarifpaket zur Stärkung der 
Tarifbindung Gegenstand der Ausschusssitzungen. Darüber hinaus wurden rechtliche Fragestellungen im 
Zusammenhang mit der Steuer- und Beitragsfreiheit von Sonderzahlungen zum Inflationsausgleich nach § 3 
Nr. 11c EstG diskutiert. 
 
Der Arbeitsrechtsausschuss beschäftigte sich mit dem aus aktuellen Gerichtsurteilen von EuGH und BAG 
folgenden Handlungs- und Umsetzungsbedarf im Urlaubsrecht und zur Arbeitszeiterfassung. Gegenstand 
der Sitzungen war zudem regelmäßig der Dialogprozess „Politikwerkstatt Mobile Arbeit“ beim Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales. 
 
Informiert wurde der Ausschuss wiederkehrend über die laufenden Tarifverhandlungen zu den Themen 
Nachwuchskräfte und zum Sozialpartnermodell Betriebsrente sowie über die Aktivitäten der europäischen 
Sozialpartner im Bankensektor (sektoraler sozialer Dialog) zu den Themen KI und Telearbeit. 
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Europäischer  
sozialer Dialog 
 
 
 
Die Sozialpartner im europäischen Bankgewerbe haben ihren erfolgreichen 
Dialog fortgesetzt. Unter anderem haben sie auf verschiedenen Ebenen ihre 
beschäftigungspolitischen Bedenken gegen den Vorschlag eines Provisions-
verbots geäußert und das Projekt zu den Auswirkungen von Digitalisierung 
und KI im Bankgewerbe vorangetrieben. Ein weiterer Schwerpunkt war die 
Positionierung zur geplanten Neustrukturierung des sektoralen sozialen Dia-
logs durch die EU-Kommission. 
 
 
 

Horizontaler sozialer Dialog in Europa  
(branchenübergreifend) 
 
 

Verhandlungen zu Telearbeit inklusive Mobilarbeit 

Im Horizontalen Sozialen Dialog haben die Sozialpartner Businesseurope und European Trade Union Confe-
deration (ETUC) Verhandlungen über Telearbeit (inklusive Mobilarbeit) aufgenommen, deren Ergebnisse 
ggf. in eine EU-Richtlinie transformiert werden könnten. Allerdings gestalten sich die Verhandlungen aus 
unterschiedlichen Gründen äußerst schwierig. 

 
Aus Sicht des privaten Bankgewerbes, einer der Vorreiter-Branchen bei mobiler Arbeit, sind die Verhandlun-
gen äußerst kritisch zu sehen. Wesentlicher Grund ist, dass die europäischen Banken-Sozialpartner bereits 
drei gemeinsame Erklärungen zu den Themen Telearbeit, Fernarbeit und Digitalisierung abgeschlossen ha-
ben. Darüber hinaus existiert eine dreigliedrige Vereinbarung (Staaten, Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände) auf Ebene der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), die unter sehr weitgehender Berück-
sichtigung der auf europäischer Ebene geschlossenen Vereinbarungen gemeinsame Regeln zu Mobilarbeit 
im Bankgewerbe enthält, einschließlich der ausdrücklich erklärten Selbstverständlichkeit, dass niemand au-
ßerhalb vereinbarter oder angeordneter Arbeitszeiten verpflichtet ist, im Büro zu sein oder erreichbar zu 
sein. Eines daneben bestehenden Rechts auf Nichterreichbarkeit bedarf es nicht. 
 
Da die meisten Beschäftigten im Bankgewebe als Pilotbranche für wissensbasierte Dienstleistungen bereits 
heute flächendeckend mobil-flexibel arbeiten, ist es für die Branche nicht akzeptabel, durch übergreifende 
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Rechtsregeln zur Lösung von Fragen angehalten zu werden, die im Bereich der Büro- und Wissensarbeit 
ganz überwiegend längst unternehmensspezifisch in Betriebsvereinbarungen zu Arbeitszeit, Erreichbarkeit 
und mobilen Arbeitsformen gelöst sind. 
 
Aus Sicht des europäischen Bankgewerbes erscheint es besonders problematisch, dass auch in der letzten 
Verhandlungsrunde des horizontalen Dialogs am 23. Oktober 2023 zu dem Thema klare Linien überhaupt 
noch nicht erkennbar waren. 
 
So fehlte es immer noch an einem vollständig ausformulierten Text. Dadurch war völlig unklar, über welchen 
Gesamtrahmen gesprochen wird und wo genau Kompromisslinien verlaufen könnten. Da aus der Einigung 
eine sektorübergreifende rechtliche Regelung werden soll, legen die europäischen Banken-Arbeitgeber gro-
ßen Wert darauf, dass sich die für das Bankgewerbe erreichten Kompromisse in dem Text wiederfinden, der 
branchenübergreifend gelten soll. Hierzu gehören insbesondere: 
 
 Begriffliche Klarheit der verschiedenen mobilen und Fernarbeitsformen, um an unterschiedliche rechtli-

che (inkl. arbeitsschutzrechtliche) Regelungen anknüpfen zu können, wo dies erforderlich ist; 
 
 Anerkennung des Rechts des Arbeitgebers, frei von Mitbestimmung festlegen zu können, wo und 

wie die Arbeitsleistung zu erbringen ist (Arbeit im Büro, Mobilarbeit); 
 
 daraus folgend: Der Grundsatz der doppelten Freiwilligkeit bei Mobilarbeit muss respektiert werden, 

ganz konkret für Beginn und Ende der Mobilarbeit. Abzulehnen sind daher bürokratische Antragsverfah-
ren und gesonderte Ablehnungserfordernisse (über eine knappe Begründung hinaus) oder gar beson-
dere Rechte der Gewerkschaften in diesem Prozess (im Unterschied zur Einschaltung von Betriebsrä-
ten, wo dies im Rahmen ihrer gesetzlichen oder durch Betriebsvereinbarung  ausgestalteten Aufgaben-
wahrnehmung geschieht); 

 
 ausgewogene Gestaltung der Rechte und Pflichten von Arbeitgeber und Arbeitnehmern, insbeson-

dere Aufnahme von Informations- und Schulungspflichten für Arbeitgeber und Anerkennung der Selbst-
verantwortung der Arbeitnehmer im Rahmen mobil-/flexibler Arbeitsformen, ganz besonders auch für 
Einhaltung von Datenschutzvorschriften und sorgfältigem Umgang mit Technik, sofern diese vom Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellt werden sollte; 

 
 kein abstraktes Recht auf Nichterreichbarkeit, sondern Anerkennung der Maßgeblichkeit der beste-

henden vertraglichen/betriebsverfassungsrechtlichen Regelungen; 
 
 Es ist in einer branchenübergreifenden Vereinbarung sicherzustellen, dass ausdrücklich Spielräume ein-

geräumt werden für die nähere Ausgestaltung und für abweichende Regelungen auf der Ebene der 
europäischen Sektoren sowie nationaler Branchentarifverträge und tariflicher oder betriebsverfas-
sungsrechtlicher Regelungen auf der Ebene der Unternehmen/Betriebe; dies gilt insbesondere für 
Regelungen zur Übernahme von Kosten mobil-/flexibler Arbeit, die betrieblich zu regeln sind. 

 
 

 

Sektoraler sozialer Dialog in Europa  
(Bankgewerbe) 
 
 

Im sektoralen sozialen Dialog des Bankgewerbes haben die Sozialpartner (UNI Finance auf Gewerkschafts-
seite sowie die Vertreter von privatem Bankgewerbe, Genossenschaftsbanken und Sparkassen – EBF-
BCESA, EACB und ESBG) ihr intensives Arbeitsprogramm fortgesetzt. Besondere Schwerpunkte waren  
 
 die Aktivitäten zur Vermeidung eines Provisionsverbots, 
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 die Fortführung der dritten Säule des Projekts zu Regulierung im Bankgewerbe mit dem Titel „Bankwe-
sen im Jahr 2030: Wie werden die aktuellen globalen Trends und insbesondere die künstliche Intelligenz 
(KI) die Zukunft der europäischen Bankenbranche und ihrer Mitarbeiter prägen?“ und 

 
 die Zusammenarbeit mit anderen Sektoren im Rahmen der von der Kommission angestrebten Neustruk-

turierung des sektoralen sozialen Dialoges. 
 
Diskussion über ein Provisionsverbot 

Ende 2022 hat EU-Kommissarin Mairead McGuinness mit ihren Erwägungen zur Einführung von Provisions-
verboten in der EU für kontroverse Debatten gesorgt. Denn als Folge der Provisionsverbote in Großbritan-
nien und den Niederlanden hatte sich nach Wahrnehmung vieler Beobachter der Zugang zu Beratungsleis-
tungen besonders für finanzschwache Verbraucher erschwert.  
 
Diese Gruppe kann lediglich einen kleinen Teil ihres monatlichen Einkommens investieren, was eher unter-
bleibt, wenn vorab eine Honorarberatung notwendig ist – zumal sich die Mehrheit dieser Anlegerinnen und 
Anleger für das provisionsbasierte Beratungsmodell entscheidet, obwohl die Möglichkeit der Honorarbera-
tung besteht.  
  
Aus Sicht der Sozialpartner lief die Debatte überdies in eine falsche Richtung, weil die Kommissarin aktiv die 
Überlegenheit von Robo-Beratung gegenüber menschlicher Beratung in den Raum stellte. Die Sozialpartner 
betonten, dass dies erheblichen Druck auf die Beschäftigung einer Kerngruppe des Bankgewerbes (Kunden-
beratung) zur Folge hätte. 
 
Erfreulich ist, dass und Österreich von Beginn an erhebliche Zweifel an der Sinnhaftigkeit dieses Vorstoßes 
artikulierten. Momentan scheint das Thema zumindest in seiner beschäftigungspolitisch schädlichen Di-
mension vom Tisch zu sein; die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. 
 
Projekt „Bankwesen im Jahr 2030“ 

Die europäischen Sozialpartner für das Bankgewerbe haben die Förderung der Europäischen Kommission 
für das Projekt „Bankwesen im Jahr 2030: Wie werden die aktuellen globalen Trends und insbesondere die 
künstliche Intelligenz (KI) die Zukunft der europäischen Bankenbranche und ihrer Mitarbeiter prägen?“ er-
halten. Dabei liegt der Fokus auf der qualitativen Analyse, wie sich die aktuellen globalen Trends und insbe-
sondere die Entwicklung von künstlicher Intelligenz und Digitalisierung auf die Bankenbranche und ihre Be-
schäftigten im kommenden Jahrzehnt auswirken werden. Die Sozialpartner wollen daraus Schlussfolgerun-
gen ziehen, ob und wie Regulierung dazu beitragen kann, diese Auswirkungen abzumildern, und welche 
Rolle die Sozialpartner in diesem Prozess spielen. 
 
Basis der qualitativen Analyse sind 20 Webcam-Interviews mit KI-/Digitalisierungsexperten in zehn Ländern, 
je zur Hälfte benannt von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Am Ende der Interviews bestand die Möglich-
keit, ein kurzes Statement aufnehmen zu lassen. Der Zusammenschnitt dieser Ausschnitte wird auf der Ab-
schlusskonferenz im Mai 2024 gezeigt. 
 
Auf Grundlage der Experteninterviews haben die Sozialpartner alle wesentlichen Aspekte 2023 in drei Arbeits-
treffen (am 16./ 17. Februar in Paris, am 12./13. Juni in Stockholm und am 12./13. Oktober in Zagreb) weiter 
diskutiert und den Sozialpartnern zusätzliches Wissen von Experten aus Banken, der Kommission und anderen 
relevanten Organisationen zugänglich gemacht. Die Ergebnisse einschließlich einer möglichen gemeinsamen 
Erklärung der Sozialpartner werden im Rahmen der Abschlusskonferenz des Projekts vorgestellt. 
 
In Paris wurde die Richtung des gesamten Projekts festgelegt, indem die Schlüsselkomponenten hervorge-
hoben und diskutiert wurden. Diese sind: 
 
 die wichtigsten Megatrends, die den Bankensektor auf mehreren Ebenen verändern (Digitalisierung und 

Einführung neuer Technologien, z.B. künstliche Intelligenz), 
 

 die Bedeutung des sozialen Dialogs als Mittel zur Antizipation und Bewältigung von Veränderungen. 
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Die Sozialpartner erarbeiteten die größten Chancen und Risiken der KI-Einführung aus ihrer Sicht. Dies sind: 
 
 vertrauenswürdiger Einsatz von KI 
 veränderte Qualifikationsanforderungen 
 Risiken für die körperliche und geistige Gesundheit 
 
Als Vorteile nannten Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften: 

 
 höhere Arbeitsqualität 
 Schaffung neuer Aufgaben und Arbeitsplätze 
 höhere Arbeitssicherheit 
 Produktivitätssteigerungen 
 
Als Abschluss des Arbeitstreffens in Paris fassen der Präsident von UNI Finance, Michael Budolfsen, und 
der Verhandlungsführer der Arbeitgeberseite, Dr. Jens Thau, die Ergebnisse wie folgt zusammen: 
 
 Nach Ansicht von Michael Budolfsen ist der ethische Einsatz von KI der Schlüssel zum Erfolg. Die 

größte Herausforderung bestehe in der Transformation von Kompetenzen durch Schulungen, um Ar-
beitsplatzverluste zu vermeiden. Robo Advisors ohne menschlichen Aspekt seinen ein Verlust, weshalb 
sich persönliche und Robo-Beratung ergänzen sollten. Wenn China und USA stark seien in der Robo-
Beratung, solle Europa seine Stärke in Form menschlicher Beziehungen dagegen setzen. Es brauche 
einen Perspektivwechsel in der IT: Der Mensch müsse die Kontrolle haben und die zentrale Frage sollte 
sein, was Menschen oder Unternehmen tun wollten, und nicht, was Systeme tun könnten. Die 
(über)staatliche Regulierung sei zu langsam, weshalb die Sozialpartner dies angehen sollten. 

 
 Dr. Jens Thau hob hervor, dass angesichts des demografischen Wandels KI eine Chance biete. Es stehe 

nun an, Aufgaben zu identifizieren, bei denen Menschen fehlen, damit diese möglichst durch KI unter-
stützt erledigt werden können und genügend Personal in Bereichen zur Verfügung stehe, die durch Be-
ziehungsmanagement Mehrwert schafften. Bei KI sei es entscheidend, dass die in das System einge-
speisten Daten kontrolliert würden bzw. transparent seien. Es brauche eine KI-bezogene Fehlerkultur, 
die dadurch gekennzeichnet sei, dass Fehler unvermeidbar sind, weshalb deren schnelle und gründliche 
Analyse und Korrektur entscheidend für die Akzeptanz und damit die Verbreitung der Systeme seien.  

 
Das zweite Arbeitstreffen in Stockholm zielte darauf ab, den fruchtbaren Austausch zwischen Experten der 
Bankenbranche fortzusetzen und auf dem Erfolg des ersten Workshops aufzubauen. Der Schwerpunkt lag 
auf dem weiteren Austausch über die Schlüsselkomponenten des Projekts für den sektoralen sozialen Dialog 
im Bankensektor, nämlich wie aktuelle globale Trends, insbesondere im Bereich der künstlichen Intelligenz 
(KI), die Zukunft des europäischen Bankwesens prägen werden. 
 
In der Einleitung betonte der Regionalsekretär von UNI, Oliver Roethig, dass KI für Arbeitnehmer und Unter-
nehmen geeignet sein müsse. Der gesellschaftliche Dialog habe eine lange Geschichte im Umgang mit 
neuen Technologien, weshalb es wichtig sei, sich auf das zu konzentrieren, was wir mit KI tun können, und 
nicht auf das, was KI tue. Menschen müssten die Kontrolle über die KI behalten. Daten aus KI seien eine 
Herausforderung für Datenschutz, Überwachung und Ethik. Die Sozialpartner seien besser als die Kommis-
sion in der Lage, der Branche gute Ratschläge zu geben. 
 
Dr. Jens Thau, Vorsitzender des EBF-Banking Committee for European Social Affairs (BCESA) erklärte ein-
leitend, dass KI als Werkzeug zur Abmilderung der Probleme des demografischen Wandels unerlässlich sein 
werde. 40 Prozent der Belegschaften gingen innerhalb der nächsten sieben Jahre in den Ruhestand. Daraus 
entstehe eine Personallücke, die mindestens zum Teil durch Technologie geschlossen werden könne und 
müsse. Für Arbeitgeber werde es wichtig sein, Arbeitskräfte zu rekrutieren, zu halten und umzuschulen. 
Eine zentrale Frage werde sein, wie sich KI von anderen digitalen Technologien unterscheide. Maßgeblich 
sei das Mensch-in-Kontrolle-Prinzip. KI dürfe nicht der Entscheidungsträger, sondern solle ein Berater sein 
und die Felder. Die Felder, in denen KI zum Einsatz komme, bedürften besonders strikter Kontrolle. 
 
Neben weiteren Diskussionen und Präsentationen stellte Yordanka Ivanova von der Europäischen Kommis-
sion die Initiative für eine Regulierung von KI vor. Dabei gehe es um eine branchenübergreifende Gesetzge-
bung zur Festlegung einheitlicher Regeln für KI im EU-Markt. Es seien also klassische Binnenmarktregeln, 
die für das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und den Einsatz von KI gelten und den gesamten KI-Le-
benszyklus abdecken sollen. Damit verfolge man zwei Hauptziele: einerseits Risiken für Sicherheit, 
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Gesundheit und Grundrechte zu minimieren und andererseits einen Binnenmarkt für vertrauenswürdige KI in 
der EU zu schaffen. 
 
Laut Ivanova sollen die EU-Regeln im Einklang mit bestehendem EU-Recht und nationalem Recht (ein-
schließlich der finanzinnovationsfreundlichen und risikobasierten Gesetzgebung) sein und diese ergänzen. 
Dadurch solle den Betreibern Rechtssicherheit geboten, aber auch das Vertrauen in den Markt gestärkt 
werden. Außerdem schaffe dies gleiche Wettbewerbsbedingungen für EU- und Nicht-EU-Akteure, weil die 
Regelungen unabhängig von der Herkunft des Anbieters oder Benutzers anwendbar sein sollten. Sie be-
tonte, die geplanten EU-Regeln seien keine Überregulierung. Sie sollten nur dann eingreifen, wenn dies un-
bedingt erforderlich sei. Dabei werde ein risikobasierter Ansatz mit vier Stufen verfolgt, wobei der Großteil 
der KI-Anwendungen der vierten Stufe unterfallen solle: 
 
1. inakzeptables Risiko, z.B. Social Scoring (verboten) 
2. hohes Risiko, z.B. Personalbeschaffung, medizinische Geräte (vorbehaltlich der Einhaltung der KI-Stan-

dards zulässig, Formulierung von Anforderungen und Ex-ante-Konformitätsbewertung) 
3. Transparenz-Risiko oder Risiko des Identitätsbetrugs, etwa durch Bots oder Deep Fake (zulässig, aber 

unter Vorbehalt von Informations-/Transparenzpflichten) 
4. minimales oder kein Risiko (ohne Einschränkungen zulässig) 
 
Im Anschluss an das dritte Arbeitstreffen am 12. und 13. Oktober 2023 in Zagreb sind Gespräche über eine 
gemeinsame Erklärung der Sozialpartner zu künstlicher Intelligenz und modernen Arbeitsformen geplant. 
 
Alle Arbeitstreffen wurden durch eine Steuerungsgruppe vor- und nachbereitet. Sie begann ihre Arbeit am 
15. November 2022 mit Erarbeitung eines Überblicks über Aufgaben, Fristen und erwartete Ergebnisse. Am 
23./24. Mai 2023 war Halbzeitbewertung des Projekts. Bis zum Treffen im März 2024 soll die Steuerungs-
gruppe dann den Abschlussbericht und den Projektbericht fertiggestellt haben. Die Ergebnisse des Projekts 
und die geplante gemeinsame Erklärung  sollen dann auf einer Abschlusskonferenz am 16. Mai 2024 der 
Kommission und der Öffentlichkeit präsentiert werden. 
 
Neustrukturierung sektoraler sozialer Dialog 

Die Europäische Kommission überprüft derzeit die Rahmenbedingungen für den branchenbezogenen (sektora-
len) sozialen Dialog, der in 44 Branchen stattfindet. Die bedeutenden Sektoren sind auf dieser Ebene sehr ak-
tiv. Ziel der Kommission ist es, den Sozialpartnern mehr Verantwortung (und damit mehr Aufwand) bei der 
Organisation ihrer Treffen zu übertragen. Hintergrund ist, dass die Kommission aufgrund eigener Sparvorgaben 
Personalkapazitäten anderweitig nutzen möchte, die bislang für die Organisation und Durchführung des sekt-
oralen Dialoges eingesetzt sind.  
 
Statt drei Treffen vor Ort möchte die Kommission in Zukunft das Format der Treffen ändern und jedes Jahr 
ein reines Online-Meeting, ein Hybrid-Meeting und ein persönliches Meeting durchführen. Als Begründung 
führt die Kommission an, dass auch der sektorale Dialog einen Beitrag leisten müsse, um Kosten und CO2-
Fußabdruck zu reduzieren. Hintergrund ist hier, dass die Raumsituation der Kommission schon seit Jahren 
extrem angespannt ist und die Sozialpartner auch in der Vergangenheit bereits die zwei jährlichen Arbeits-
gruppentreffen nach Möglichkeit in eigenen Räumlichkeiten durchgeführt haben, um die Kommission zu 
entlasten.  
 
Ursprünglich plante die Kommission auch, sich noch weiter aus der Organisation zurück zu ziehen und die 
erforderlichen Gelder über die Dachverbände der Sozialpartner (Businesseurope und ETUC) zu verteilen. 
Dies haben die Sozialpartner der einzelnen Branchen entschieden zurückgewiesen – auch mit Verweis auf 
ihre erfolgreiche Arbeit: In den vergangenen zehn Jahren haben die Sektoren zum großen Teil signifikante 
Arbeitsprogramme er- und abgearbeitet und wichtige Ergebnisse geliefert. Diese Sozialpartner-Ergebnisse 
sorgen dafür, dass die Europäische Union an den Arbeitsplätzen der Menschen ankommt und wahrgenom-
men wird. Damit leistet der sektorale soziale Dialog einen wesentlichen Beitrag zur Verankerung des europä-
ischen Gedankens in den jeweiligen nationalen Branchen. 
 
Das Vorgehen der EU-Kommission ist umso erstaunlicher, als die Kommission seit Jahren die Bedeutung des 
sozialen Dialoges betont. Noch zuletzt in ihrer „State oft the Union“-Rede am 23. September 2023 hatte 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen betont: „Die Zukunft Europas wird mit und von unseren Sozi-
alpartnern gestaltet“. 
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Aus Sicht der Sozialpartner ist es essenziell, dass ein neutrales Gremium die Sitzungen organisiert, Proto-
kolle führt und etwaige Streitigkeiten beilegt. Zu diesem und allen weiteren Aspekten haben die Sozialpart-
ner der Sektoren den direkten Austausch mit der Kommissionspräsidentin gesucht, der jedoch nicht zu-
stande kam.  
 
Die Sozialpartner erkennen an, dass die Kommission sehr aktiv ist, um den Sozialpartnern Türen für ihre Be-
lange zu öffnen und ihre Möglichkeiten zu verbessern, ihre Expertise etwa im Rahmen von Regelungsinitia-
tiven rechtzeitig einzubringen und sich Gehör zu verschaffen. Die Vielfalt der Wirtschaft wird jedoch primär 
in den verschiedenen Branchen abgebildet, und es entspricht dem europäischen Subsidiaritätsprinzip, die 
Expertise und Erfahrung von Vertreterinnen und Vertretern der kleineren (branchenspezifischen) Einheiten 
maßgeblich zu berücksichtigen – zumal sozialer Dialog sozialen Frieden durch Ausgleich der Interessen her-
beiführt und sichert. Der maßgebliche Beitrag der europäischen und nationalen sektoralen Sozialpartner 
hierfür hat sich gerade erst in den Zeiten der Pandemie und seit Beginn des russischen Angriffskriegs in der 
Ukraine bewiesen. 
 
Bisher ist es den Sozialpartnern gelungen, wesentliche Änderungen des Rahmenwerks hinauszuzögern. Viel 
wichtiger wäre jedoch aus Sicht der Sozialpartner ein offener Austausch zwischen Kommission und Bran-
chen über die strategische Ausrichtung des sektoralen sozialen Dialoges. Neben der unmittelbaren Verant-
wortung für ihre jeweiligen Branchen sind wesentliche sektorale Sozialpartner weiterhin bereit, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten auch das Erreichen der allgemeinen Politikziele der Kommission zu fördern. Unerlässlich 
dafür ist jedoch ein Austausch auf Augenhöhe, der die diskursive Suche nach Lösungen in den Vordergrund 
stellt und nicht einer Seite die Rolle zuweist, Beschlüsse der anderen möglichst geräuschlos umzusetzen. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  



54 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 
 
 

  12 



55 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

 
 

Ausbildung im privaten 
Bankgewerbe 
 
 
 
Das Interesse an einer Ausbildung im privaten Bankgewerbe hat im Jahr 
2022 deutlich zugenommen. Bei den dualen Ausbildungsberufen gab es ei-
nen Zuwachs von knapp 18 Prozent. Unter den verschiedenen Ausbildungs-
berufen im Bankgewerbe lagen die Bankkaufleute mit einem Plus von 20 
Prozent an der Spitze. Zugleich ist die Zahl der studienförmigen Ausbildun-
gen (ausbildungs- und praxisintegriertes Studium) bei einem Plus von knapp 
11 Prozent auf einem Höchstwert angekommen. 
 
 
 

Neue Ausbildungsordnung 
 
 

Seit dem Sommer 2022 absolvieren die Auszubildenden ihre Abschlussprüfung nach der neuen Ausbildungs-
ordnung für Bankkaufleute. Dabei wird besonders die neu eingeführte gestreckte Abschlussprüfung positiv 
bewertet, weil durch dieses Instrument die Prüfung entzerrt wird. Kritik wurde jedoch dort geübt, wo beide 
Prüfungsteile zeitlich nahe beieinanderliegen. Weniger stark als erwartet wurde der Einsatz digitaler Medien 
in der mündlichen Prüfung genutzt, hier fehlt es offenbar sowohl bei Prüfer*innen als auch bei Kandidat*in-
nen noch an Erfahrung. Die neuen Hilfsmittel im Kundenberatungsgespräch, etwa Tablets oder Laptops,  be-
dürfen offenbar noch einer größeren Akzeptanz. Auch die Aufgabenerstellungsausschüsse der IHK-Organi-
sation mussten sich innerhalb kurzer Zeit auf die neue Ausbildungsordnung und ihre geänderten Schwer-
punkte bei der Abschlussprüfung einstellen und neue Prüfungsaufgaben entwickeln. 
 
Die Absolventinnen und Absolventen nach der neuen Ausbildungsordnung sahen sich dabei mit der Heraus-
forderung konfrontiert, dass sie einen großen Teil ihrer Ausbildung unter Corona-Bedingungen durchlaufen 
mussten. Vor diesem Hintergrund ist es als besonders positiv zu bewerten, dass die Auszubildenden zur 
Bankkauffrau/zum Bankkaufmann die Qualität ihrer Ausbildung im Betrieb in den Jahren 2021 und 2022 mit 
Bestnoten bewertet haben. Auch der schulische Teil der Ausbildung in den Berufsschulen wurde im Jahr 
2021/22 von den Auszubildenden aller Berufsbilder positiv bewertet; so gaben fast 60 Prozent der Auszubil-
denden an, dass die fachliche Qualität ihres Berufsschulunterrichts gut oder sogar sehr gut war. 
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Nachwuchskräfte im privaten Bankgewerbe 
 
 

Das Jahr 2022 war von einer deutlichen Zunahme bei der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge in der dualen Berufsausbildung geprägt. Der Zuwachs war mit einem Plus von 17,6 Prozent außerge-
wöhnlich hoch (im Jahr 2021 gab es noch einen Rückgang in etwa demselben Ausmaß). Besonders großen 
Anteil daran hatte die Ausbildung von Bankkaufleuten, hier lag die Zunahme sogar bei fast 20 Prozent. 
Wenn man das gesamte Ausbildungsengagement im privaten Bankgewerbe (inkl. duale Studiengänge) be-
trachtet, lag der Aufwuchs bei 15,6 Prozent. Im Vergleich dazu ist in der Gesamtwirtschaft die Zahl der neu 
abgeschlossenen Berufsausbildungsverträge mit plus 0,4 Prozent im Vergleich zu 2021 stabil geblieben, 
liegt aber immer noch weit unter dem Vor-Corona-Niveau (minus 9,5 Prozent). 
 
Die Zunahme des Ausbildungsengagements betrifft dabei sowohl die Ausbildung in den staatlich anerkann-
ten Ausbildungsberufen als auch die dualen Studienverhältnisse (ausbildungs- und praxisintegrierte Studi-
engänge). Die Zunahme lag hier bei 10,7 Prozent. Die dualen Studiengänge machen damit 27,7 Prozent des 
gesamten Ausbildungsengagements im privaten Bankgewerbe aus (gemessen an den Neuabschlüssen pro 
Jahr). Knapp ein Viertel der Studienverhältnisse entfällt hierbei auf ausbildungsintegrierte Studiengänge, in 
denen sowohl ein Berufsabschluss nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) als auch ein akademischer Ab-
schluss (Bachelor) erworben wird. Die studienförmigen Ausbildungen machten noch im Jahr 2000 nur einen 
Anteil von 5,8 Prozent des gesamten Ausbildungsengagements aus. 
 
Die Zahl der Neueinstellungen von Auszubildenden im Bereich Bankkauffrau/-mann ist dabei überpro-
portional um 20,7 Prozent gestiegen (im Vorjahr gab es noch ein Minus von 13 Prozent). Über alle drei Säu-
len des Kreditgewerbes hat die Anzahl der neu eingestellten Auszubildenden um etwa 1 Prozent zugenom-
men. Wie schon im Vorjahr finden sich die Bankkaufleute bei den Bestandszahlen der stärksten Ausbil-
dungsberufe immer noch auf Platz 16 aller Ausbildungsberufe. 
 
Der Anteil der klassischen Bankausbildung unter allen Ausbildungsberufen im Bankgewerbe stabil ge-
blieben: 2022 wurden 80,6 Prozent der Auszubildenden im Branchenberuf Bankkauffrau/Bankkaufmann 
ausgebildet (Vorjahr: 82 Prozent). Mit einem Anteil von 6,6 Prozent stellen vor allem die die Fachinformati-
ker*innen (Vorjahr: ca. 8 Prozent) und mit 6,8 Prozent die Kaufleute für Büromanagement (Vorjahr: 8 Pro-
zent) die nächstgrößeren Ausbildungsgruppen im privaten Bankgewerbe. Neu hinzu gekommen ist die Aus-
bildung von Kaufleuten von System- bzw. Digitalisierungsmanagement (Anteil: 1,3 Prozent). 
 
Der Anteil nicht angetretener Ausbildungsverhältnisse ist im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr deutlich 
gestiegen (plus 3,1 Prozentpunkte). Er lag bei 17,1 Prozent und damit weit über dem Durchschnitt der ver-
gangenen Jahre. Der Anteil insgesamt nicht besetzter Ausbildungsplätze konnte auch durch die Nachbe-
setzungskampagnen bis zum Jahresende 2021 nicht gesenkt werden. Der für die Branche im Vergleich zu 
den Vorjahren hohe Wert ist vor allem auf den signifikanten Rückgang der Schulabsolventenzahlen zurück-
zuführen.  
 
Damit wirkt sich die demografische Entwicklung zunehmend auch im Bankgewerbe aus: Die Zahl der Schul-
absolvent*innen mit Hochschulzugangsberechtigung, die den größten Teil der Auszubildenden stellen, 
nimmt seit fünf Jahren kontinuierlich ab, zuletzt innerhalb eines Jahres um etwa 10 Prozent. Dadurch steigt 
auch der Anteil nicht angetretener Ausbildungsverhältnisse. 
 
Die Ausbildungsquote, also die Zahl der Auszubildenden in dualen Ausbildungsberufen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) im Verhältnis zum inländischen Stammpersonal, lag 2022 bei 3,8 Prozent (Vorjahr: 3,4 
Prozent). Bei Einbeziehung aller Ausbildungsformen (duale, ausbildungs- und praxisintegrierten Studien-
gänge) beträgt die Ausbildungsquote im privaten Bankgewerbe 4,6 Prozent und bewegt sich damit im Ver-
gleich zu anderen Bankengruppen und zur Gesamtwirtschaft weiterhin auf einem guten Niveau. 
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Berufseinstieg im Bankgewerbe 
 

 
Nach wie vor ist im privaten Bankgewerbe die duale Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten Aus-
bildungsberuf mit einem Anteil von knapp 43 Prozent der häufigste Einstieg ins Erwerbsleben. Allerdings ist 
dieser Wert im Vergleich zum Vorjahr (54,4 Prozent) deutlich gesunken. Dieser Effekt ist vor allem statis-
tisch durch die erhebliche Zunahme der so genannten Direkteinsteiger*innen bedingt. Diese Gruppe steht, 
anders als in den Vorjahren, an zweiter Stelle. Dabei handelt es sich um Personen, die unmittelbar von einer 
Hochschule in eine Berufstätigkeit wechseln. Mit einem Anteil von 25,2 Prozent hat ihre Bedeutung deutlich 
zugenommen (Vorjahr: 4,5 Prozent). 
 
An dritter Position stehen die Absolvent*innen dualer Studiengänge. Ihr Anteil lag im Jahr 2022 bei 18,5 
Prozent. Zusammen mit den Absolvent*innen einer dualen Ausbildung stammen 61,5 Prozent der Berufsein-
steiger*innen aus der Ausbildung im weiten Sinne (duale Berufsausbildung und dual Studierende). Gefolgt 
werden sie von den Trainees (Hochschulabsolvent*innen, die ein mindestens sechsmonatiges Trainee-Pro-
gramm durchlaufen) mit 13,3 Prozent (Vorjahr: 19,4 Prozent). Ihr Anteil hat sich durch die hohe Anzahl von 
Neueinstellungen trotz gestiegener absoluter Einstellungszahlen vermindert. 
 

 

Image und Qualität der Berufsausbildung 
 

 
Das Image von Bankkaufleuten ist ungebrochen gut. Auch im Jahr 2022 findet sich der Beruf – wie schon 
im Vorjahr – laut DGB-Ausbildungsreport auf Platz 6 der beliebtesten Ausbildungsberufe, er ist damit noch 
vor den Industriekaufleuten der beliebteste kaufmännische Ausbildungsberuf. Besonders hervorzuheben ist 
hierbei, dass bei den Erhebungen die fachliche Qualität der Ausbildung im Betrieb besonders gut bewertet 
wurde; hier stehen die Bankkaufleute auf Platz fünf des Rankings. Besonders vor dem Hintergrund der 
Schwierigkeiten von Ausbildung in der Corona-Pandemie zeigt dieses Ergebnis, welch hohen Stellenwert 
der betrieblichen Ausbildung in den Unternehmen eingeräumt wird. 
 

 

Schulische Vorbildung der Auszubildenden 
 

 
Der Anteil der Auszubildenden zu Bankkaufleuten, die eine Hochschulzugangsberechtigung haben, ist auch 
im Jahr 2021 wieder leicht angestiegen. Er lag bei 79,1 Prozent (Vorjahr: 76,1) und damit nicht nur deutlich 
über dem Niveau anderer Ausbildungsberufe. Auch im Vergleich zu den anderen Säulen des Bankgewerbes 
liegt der Anteil im privaten Bankgewerbe erheblich höher (Sparkassen: etwa 66 Prozent, Genossenschafts-
banken: rund 55 Prozent). 
 

 

Ausbildungsdauer 
 

 
Rund 83 Prozent der Auszubildenden zu Bankkaufleuten verkürzen ihre Ausbildungsdauer von regulär drei 
Jahren auf zwei oder zweieinhalb Jahre. Die Regelausbildungsdauer von drei Jahren wurde im Jahr 2022 in 
17 Prozent der Ausbildungsverhältnisse vereinbart. Eine zweieinhalbjährige Ausbildung fand in 57 Prozent 
der Ausbildungsverhältnisse statt, 26 Prozent der Auszubildenden verkürzen ihre Ausbildung auf zwei Jahre. 
Der im Vergleich zu anderen Berufen insgesamt hohe Anteil verkürzter Ausbildungen erklärt sich mit der 
hohen Quote an Abiturienten, für die eine Verkürzung der Ausbildung möglich ist.  
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Berufsbildungsausschuss 
 
 
 
 

Die Mitglieder des Berufsbildungsausschusses des Verbandes haben sich am 17. November 2022 und am 15. 
Juni 2023 virtuell ausgetauscht. Gegenstand der Sitzungen waren vor allem die Umsetzung der praktischen 
Berufsausbildung in den Häusern und neue Formen des Recruitings bei einem veränderten Bewerberangebot. 

 
Diskutiert wurde auch der Anpassungsbedarf der Fortbildungsordnung für Bankfachwirte an das neue Be-
rufsbild der Bankkaufleute, über den Gespräche mit dem Sparkassensektor und den genossenschaftlichen 
Banken geführt wurden. Hierzu fand im September 2023 eine erste Abstimmungssitzung mit Vertretern der 
Gewerkschaft Verdi statt. 
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Mitgliederversammlung 
2022 
 
 
 

 
Nachdem die AGV-Mitgliederversammlungen in den Jahren 2020 und 2021 pandemiebedingt rein virtuell 
stattgefunden hatten, war 2022 erstmals wieder eine Veranstaltung in Präsenz möglich. Am 17. November 
trafen sich Vertreterinnen und  Vertreter der AGV-Mitgliedsunternehmen und Gäste im Haus der UBS Eu-
rope SE in Frankfurt/Main. Dabei standen ein Wechsel an der Verbandspitze und die Verabschiedung ei-
ner neuen Satzung im Mittelpunkt, weitere Programmpunkte waren eine hochrangige Podiumsdiskussion 
und die Ehrung der jahrgangsbesten Ausgebildeten. Als Vertreterin des gastgebenden Instituts begrüßte 
Dr. Denise Bauer-Weiler, Vorstandsmitglied der UBS Europe SE, die Gäste in den Räumen der Bank. 
 
Wechsel im Vorsitz des AGV Banken 

Nach den Regularien informierte die AGV-Vorsitzende Sabine Schmittroth (Commerzbank) darüber, dass 
sie zum Jahresende 2022 aus ihrem Unternehmen ausscheidet und deshalb mit Ablauf der Mitgliederver-
sammlung den Vorsitz des Verbandes übergibt. Der Vorstand des AGV Banken habe in seiner vorangegan-
genen Sitzung Dr. Thomas A. Lange (National-Bank) zu ihrem Nachfolger gewählt und der Zuwahl von 
Dr. Manfred Knof (Commerzbank) in den AGV-Vorstand zugestimmt. 
 
Dr. Thomas A. Lange dankte dem Vorstand des Verbands für sein Vertrauen. Gemeinsam sei es das Ziel, 
die Herausforderungen und Arbeitsbedingungen im privaten Bankgewerbe verantwortungsbewusst und 
partnerschaftlich mit den Gewerkschaften zu gestalten. Sein besonderer Dank galt Sabine Schmittroth. 
Als Vorsitzende habe sie inhaltlich starke Impulse gesetzt. Mit viel Empathie und großem Engagement 
habe sie die Modernisierung der Verbandsstrukturen entscheidend mitgestaltet und sich dabei nachhaltig 
bleibende Verdienste erworben. 
 
Sabine Schmittroth betonte, sie übergebe den Verbands-Vorsitz mit großer Dankbarkeit. Der AGV habe 
in den zurückliegenden beiden Jahren eine schwierige Tarifrunde abgeschlossen und wichtige Verände-
rungen im Verband auf den Weg gebracht. Sie freue sich, dass in diesen wechselvollen Zeiten Dr. Thomas 
Lange den Vorsitz übernehme, der mit seiner Erfahrung für Stabilität und Verlässlichkeit stehe. 
 
Satzungsänderung: erweiterter Vorstand, neue Tarifkommission 

Zugleich beschloss die Mitgliederversammlung des AGV Banken eine Satzungsänderung. Sie sieht zum 
einen die Erweiterung des Vorstands von sieben auf neun Sitze vor, um die Mitgliederstruktur noch besser 
abbilden zu können. Die beiden zusätzlichen Vorstandsmandate übernehmen Dr. Denise Bauer-Weiler 
(Vorstandsmitglied der UBS Europe SE) und Reinhard Klein (Vorstandsvorsitzender der Bausparkasse 
Schwäbisch Hall AG). Ebenso beschloss die Mitgliederversammlung, die bislang informell zusammenge-
setzte Tarifkommission als neues Verbandsorgan festzuschreiben und zu erweitern, um die tarifpolitische 
Handlungsfähigkeit des Verbands zu stärken. 
 

  



62 

 
AGV Banken                                                    Jahresbericht 2022 — 2023  

 

Damit setzte sich der Vorstand des AGV Banken ab dem 17. November 2022 wie folgt zusammen: 
 
 Dr. Thomas A. Lange, National-Bank AG (Vorsitzender) 
 Markus Bolder, M.M. Warburg & CO KGaA (stv. Vorsitzender) 
 Dr. Manfred Knof, Commerzbank AG (stv. Vorsitzender) (seit Januar 2023: Sabine Mlnarsky) 
 Dr. Denise Bauer-Weiler, UBS Europe SE 
 Dr. Michael Diederich, Unicredit Bank AG 
 Reinhard Klein, Bausparkasse Schwäbisch Hall AG 
 Dr. Ralph Müller, ING-Diba AG 
 Christian Sewing, Deutsche Bank AG 
 Dr. Michael Wiedmann, IKB Deutsche Industriebank AG (seit April 2023: Dr. Patrick Trutwein) 
 
Die neu geschaffene Tarifkommission setzte sich wie folgt zusammen: 
 
 Dr. Thomas A. Lange, National-Bank AG (Verhandlungsführung) 
 Dr. Christoph Auerbach, Unicredit Bank AG 
 Dr. Denise Bauer-Weiler, UBS Europe SE 
 Markus Bolder, M.M. Warburg & CO KGaA 
 Dr. Alexander Böhne, AGV Banken 
 Gerrit Michael Böning, Deutsche Bank AG 
 Ulf Grimmke, AGV Banken 
 Dr. Michael Ilgner, Deutsche Bank AG 
 Dr. Lars Jungemann, Unicredit Bank AG 
 Reinhard Klein, Bausparkasse Schwäbisch Hall AG 
 Dr. Manfred Knof, Commerzbank AG (seit Januar 2023: Sabine Mlnarsky) 
 Monika Leardini-Wittig, National-Bank AG 
 Carsten Rogge-Strang, AGV Banken 
 Dr. Jens Thau, AGV Banken 
 Alexandra Warkus, Commerzbank AG 
 Martin Wehrle, M.M. Warburg & CO KGaA 
 Dr. Michael Wiedmann, IKB Deutsche Industriebank AG (seit April 2023: Dr. Patrick Trutwein) 
 Thorsten Ziemann, IKB Deutsche Industriebank AG 
 
In ihrem Bericht zur Tarif- und Sozialpolitik blickte die scheidende Vorsitzende Sabine Schmittroth zu-
nächst auf die Tarifrunde 2021/22 und den Tarifabschluss vom 6. April 2022 zurück. Auch ein halbes Jahr 
nach Verhandlungsbeginn sei auch zum Jahreswechsel noch keine Einigung in Sicht gewesen, vieles habe 
für eine längere Denkpause gesprochen. Dann habe der russische Angriffskrieg auf die Ukraine das Umfeld 
für die laufenden Tarifverhandlungen gravierend verändert. Die Tarifparteien hätten vor der Frage gestan-
den, wie sich in solch unsicheren Zeiten tarifpolitisch Planungssicherheit herstellen lasse. Nach Vorge-
sprächen im März sei am 6. April schließlich die Einigung auf einen reinen Gehaltstarifabschluss gelungen. 
 
Das Ergebnis mit zwei Erhöhungsstufen von insgesamt 5,0 Prozent und zwei Einmalzahlungen von insge-
samt 1.000 Euro liege bei einer historisch langen Laufzeit von 35 Monaten am unteren Rand des Tarifge-
schehens in Deutschland. Der Abschluss könne nicht die aktuell sehr hohe Inflation ausgleichen, erkenne 
aber die Leistung der Beschäftigten in schwierigen Zeiten an und mildere deutlich die Folgen der erhöhten 
Inflation insbesondere für die Beschäftigten in den unteren und mittleren Vergütungsgruppen, die von den 
Einmalzahlungen überproportional profitierten. Ein wichtiges Signal im Wettbewerb um qualifizierte Nach-
wuchskräfte sei die deutliche Anhebung der Ausbildungsvergütungen. 
 
Über das tarifpolitische Geschehen hinaus berichtete Sabine Schmittroth über aktuelle arbeits- und sozi-
alpolitische Handlungsfelder. Dazu gehörte die im Oktober beschlossene Inflationsausgleichs-Prämie 
(Möglichkeit, bis Jahresende 2024 Einmalzahlungen bis 3.000 Euro von Steuern und Sozialabgaben zu 
befreien). Hier habe sich der Verband dafür eingesetzt, auch noch ausstehende Einmalzahlungen aus be-
reits zuvor getätigten Tarifabschlüssen – also auch dem im privaten Bankgewerbe – einzubeziehen. 
Darüber hinaus sei der AGV Banken eng in den Gesetzgebungsprozess zu mobiler Arbeit eingebunden und 
beteilige sich intensiv an der dafür geschaffenen „Politikwerkstatt“ des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS). Der Verband habe zuletzt außerdem wichtige Positionen der wissensbasierten 
Dienstleistungen auf hochrangigen Veranstaltungen und Kongressen vertreten. Auch im Rahmen des eu-
ropäischen sozialen Dialogs im Bankgewerbe sei der Verband in einer Arbeitsgruppe vertreten, die 
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beratend in die aktuellen Verhandlungen der Spitzenverbände zu Telearbeit und einem Recht auf Nichter-
reichbarkeit eingebunden sei. 
 
Impuls Prof. Dr. Jutta Rump und Podiumsdiskussion 

Den öffentlichen Teil der Mitgliederversammlung eröffnete Prof. Dr. Jutta Rump (Hochschule für Wirt-
schaft und Gesellschaft Ludwigshafen), eine der profiliertesten Wissenschaftlerinnen und Politikberate-
rinnen im Bereich Personalmanagement in Deutschland, mit einem Impuls zur Veränderung der Arbeits-
welt. Prof. Rump, unterstrich, die Jahre der „ökonomischen Partymentalität“ seien vorbei, Wirtschaft und 
Gesellschaft stünden durch vielfältige Veränderungen vor neuen Aushandlungsprozessen. Insbesondere 
durch die demografische Entwicklung gebe es keinen Fachkräftemangel mehr, sondern einen Arbeitskräf-
temangel. Dagegen helfe nicht nur Zuwanderung, es gebe auch noch genügend nicht aktiviertes Arbeits-
zeitpotenzial, etwa bei den vielen Teilzeitkräften. Den Zuhörer*innen gab sie mit auf den Weg, „New 
work“ sei mehr als Kicker, Wasserspender und Obstkorb. Es brauche zusätzlich Vernetzung, Partizipation, 
Agilität und eine gute Balance zwischen verschiedenen Lebens- und Arbeitsbereichen. 
 
Anschließend diskutierte sie mit den AGV-Vorstandsmitgliedern Sabine Schmittroth und Dr. Thomas A. 
Lange zum Thema „Paradigmenwechsel in der Arbeitswelt – Banken zwischen Fachkräftegewinnung und 
moderner Arbeitsgestaltung“. Auf dem Podium, moderiert von Anna Sleegers (Börsen-Zeitung), betonte 
Dr. Thomas A. Lange, Arbeitgeber müssten unter anderem stärker auf die Bedürfnisse jüngerer Mitarbei-
ter*innen eingehen und in der gesamten Belegschaft in hybriden Arbeitsformen bewusst Möglichkeiten 
zum informellen Austausch und zur Vernetzung bieten. Sabine Schmittroth warb für neue Denkansätze, 
etwa bei Lernformen und -inhalten, für neue Austauschformate wie Reverse Mentoring – und für eine 
zeitgemäße Interpretation des Begriffs „Purpose“ als Definition gemeinsamer Anliegen. 
 
Ehrung der jahrgangsbesten Ausgebildeten 

Zum Abschluss der Veranstaltung zeichnete der AGV Banken erneut die jahrgangsbesten Ausgebildeten aus: 
 
 Cedrick Rickwärtz (Oldenburgische Landesbank, Cloppenburg) 
 Philipp Watzlawski (Oldenburgische Landesbank, Osnabrück) 
 Torge Müller (Bausparkasse Schwäbisch Hall, Lübeck) 
 Igor Beller (Commerzbank, Ingolstadt) 
 Thomas Schmelz (Oldenburgische Landesbank, Bad Zwischenahn) 
 
Mit der Würdigung unterstreicht der Verband die hohe Bedeutung der Ausbildung in der Branche. Die 
AGV-Vorsitzende Sabine Schmittroth betonte, die fünf Ausgezeichneten hätten hervorragende Leistun-
gen gezeigt und seien ein Vorbild für die vielen guten Nachwuchskräfte im privaten Bankgewerbe. Die 
Banken bräuchten weiterhin hoch qualifizierte Nachwuchskräfte und böten jungen Menschen eine hervor-
ragende Ausbildungsqualität, anspruchsvolle Tätigkeiten und gute Perspektiven – auch in Zeiten anhalten-
der Umbrüche. 
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